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SEIT TTT — ĩ⅛7e9V7— e ut ſeh land. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 30. November. 
34. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

e 10% Uhr. Die Tribünen find beſetzt. Am Miniſtertiſch die 

Miniſter v. d. Heydt, Graf zur Lippe, v. Selchow und die Reg.⸗Commiſſare 
delle und Sydow w. 

Präſident v. Forckenbeck läßt ein Schreiben des Abg. Sello verleſen, 

zum 1. Januar an das Kreisgericht zu Potsdam mit Gehaltserböhung 
als iſt und dem Hauſe anheimſtellt, zu entſcheiden, wann ſein Mandat 

s erloſchen zu betrachten ſei. Das Schreiben wird der Eeſchaftsordnungs⸗ 
5 — Überwieſen. 

Vor der Tages⸗Ordnung ertheilt der Praſident das Wort zu zwei Be⸗ 
richtigungen. Abg. Krieger (Goldap): Ich habe neulich von einem Leh⸗ 
rer geſprochen, deſſen Unterſtützungsgeſuch abge vieſen wurde. Die Regierung 
war zwar im Allgemeinen von der nothbedrängten Lage des Schullehrers 
unterrichtet, ſie war es aber nicht von dem ſpeciellen Unglück des Mannes, 

Leb der Erblindung ſeiner Frau. Ich habe heute ein Schreiben von dem 

Lehrer gr bekommen, durch welches er mir dieſe Berichtigung zukomme 
laßt. In allem Uebrigen aber bin ich vollkommen genau und richtig unter⸗ 
Bidet et geweſen. Der Mann iſt einer der tüchtigſten Lehrer, ift nothleidend, 
iin Geſuch iſt vom Schul⸗Inſpector unterſtützt worden, und die Regierung 

at ſein Geſuch ohne weitere Unterſuchungen abgewieſen. Ich glaube ver⸗ 
ichtet zu ſein, dies anzugeben, da ich Niemand wehe thun will, am wenig⸗ 
n meinen politiſchen Feinden. 

Abg. v. Binde (Hagen): Ich erwähnte neulich eine Rede des Fürften von 
Lppe⸗Schaumburg an 8 Truppen. Vor einer halben Stunde ba be ich ein 
8 Schreiben erhalten, worin die Richtigkeit meiner Mittheilungen in 

Nate 1 wird, vom 27. d. datirt und unterzeichnet von einem Herrn 

Maſor enſing. Ich habe nicht die Ehre, den Herrn perſönlich zu kennen, 
ant aber nach dem 90 babe den er bekleidet, keinen Zweifel in ſeine Ehren⸗ 
baftigkeit ſetzen. be mich über dieſe Berichtigung nicht weiter gewun⸗ 
dert, ſondern ſie Ange natürlich gefunden. Ich hatte meine Mittheilung 
einem zuberläffigen Manne in Bückeburg und behalte mir vor, was ich 
ſpäͤter etwa noch über die Sache erfahre, mitzutheilen. 

Der Präſident verlieſt zwei Schreiben des landwirthſchaftlichen und des 
Marine⸗Miniſteriums, betreffend die Auskunft, welche vom Hauſe für die Vor⸗ 

erathung der reſp. Etats verlangt worden. Das Marine⸗Miniſterium kann 
5 vom ** Harkort gewünſchten Ueberſichten in Abſchriften nicht geben, 
da dies zu koſtſpielig und zeitraubend ſein würde, bietet aber die Einſicht in 
riginalacten an. 
de Das Haus tritt in die Tagesordnung ein. Vorberathung des Etats 
v es Juſtiz⸗Miniſteriums für 1867. Die Einnahmen deſſelben ſind 
eran Flag auf 10.872900 Thlr., um 8900 Thlr. mehr als im bot. Jahre. 
Aus finden ſich darunter Gerichtskoſten einſchließlich der Stempel und baaren 
ie slagen wie im vor. Jah e 10,024,970 Thlr., Strafen 240,000 Thlr. u ſ. w. 
nage gründen ſich auf einen dreijährigen Durchschnitt, es iſt jedoch be⸗ 
Ag: worden, daß vom 1. Januar 1867 ab ein Theil des Zuſchlages zu 


den Gerichtsko ten von 6 Sgr. pro Thaler in Wegfall kommen wird. Die 
na a enen nn betragen 12, 185,900 Ch fr., um 345,570 Thlr. 


im vor. Jahre, nämlich für das Inf unterm 105,950 Thlr. 
ger), fü It. mehr), für das Ober⸗Tribunal 199,305 Thlr. (2440 Thlr. weni⸗ 
Weniger die Seda, uſtiz⸗Craminations-Commiſſion 6510 Thlr. (800 Thlr. 
Köln der), Für die Gerichte zweiter Inſtanz mit Ausſchluß des Departements 
Köln und die 2 er ri ”% 1050 A 4400 2 lg 50 1 

en 10 e mehr), 
die Geri erſter Pin Ausſchluß des Departements Köln 8,292, 636 
(underänbdert). 


Thlr. 20825799 
partements Köln 
an Criminaltoften 1 232 930 Thlr. (296,603 Thlr. wach, 
und anderen Ausgaben im Parleiſachen 728,281 Thlr. 
an ſonſtigen Ausgaben 39,100 Thlr. Umzugs», Seifeloften, Unterſtu zungen) 
wie im vor. ya ahre; zur Unterhaltung der Juſtizgebäade mit Ausſchluß der 
größeren Neubauten und Hauptreparaturen und zu den Koſten baulicher Ein⸗ 
richtungen in den Gefängniſſen 53,000 Thlr. (1000 Thlr. mehr), bei der Juſtiz⸗ 
Oſfalanten⸗Wittwen⸗Kaſſe 18,800 Thlr. (1400 Thlr. mehr). 
Die einmaligen ertraordinären Ausgaben betragen für 1867: 
450,000 Thlr., darunter 50,000 Thlr. zur ‚gertfährung der Baulichkeiten zur 
iniſterium, 44,000 Thlr. zur Ver⸗ 
obe . des Geſchäftshauſes für 85 ivilfahen des Stadtgericht zu Ber⸗ 
n und verſchiedene Poſten zum Ausbau oder Neubau von Aa :häufern, 
reſp. Gefängniſſen in Frankfurt a. O., Stolp, Ortelsburg, Tilſit, Thorn, Fla⸗ 
tow, Tuchel, Liegnitz, Leobſchütz, Kofel, Schroda, Bromberg, ae Mag⸗ 
deburg, Nordhaufen, Liebenwerda, Bielefeld, Iſerlohn und Düſſeldorf. 
8 25 zu dem Juſtiz⸗Etat folgende Anträge vor: 1) Der Abgeord⸗ 
neten Ebertp, Elven und Baſſenge die Regierung aufzufordern, für die Erhö⸗ 
Des der er der Subalternbeamten bei den Gerichten Sorge zu tragen. 
jet un Rah zu Tit. 1. der Einnahmen, Gerichtskoſten: Die Be⸗ 
5 fung auszuſetzen, bis der von der Regierung eingebrachte Entwurf 
Ab es Geſe 1 über den Wegfall zu den Gerichtskoſten erledigt iſt. 3) Des 
6 9. Baſſenge, die Regierung aufaufotbern, vom 1. Januar 1868 ab die 
rafificationen an die Salarienkaſſen⸗Beamten und Executoren, 10 pCt. der 
„Einnahme an Gerichtsloſten über die durch die Etats feſtgeſtellten Be⸗ 
age in We gfall zu Wale und dafür das etatsmäßige Gehalt dieſer Be⸗ 
amten bauen zu far Syd 80 dee e 
egierungs⸗Commiſſar n den Ausgaben ift eine Erhöhun 
eingetreten des Dispoſitionsſonds für Hilfsarbeiter, Dolmetſcher und Adil 
in Unterbeamten von 24,300 Thalern; außerdem ſind 65 neue Richterſtellen 
mit 62,500 Thaler, drei neue Staatsanwaltsſtellen mit 3400 Thaler creirt, 
und außerdem noch 339 Stellen für Unterbeamte. Von dieſen ehranſätzen 
in ab für Diätarien 18,322 Thaler, jo daß im Ganzen eine Erhöhung des 
ats um 7 118 Thaler reſultirt. Ebenſo find ftatt 115 Stellen für 8: 1f8: 
boten und Hilfsgefangenwärter 117 etatsmäßig fizirt worden. Nach unſeren 
— undjägen kommen alle dieſe Stellen mit dem Durchſchnittsgehalt auf 
at, währen 5 doch in erfter Zeit jüngere Kräfte dazu berangezogen wor: 
— die natürlich von der unterſten Gehaltsſtufe anfangen. Es iſt dieſer 
Grundſatz abweichend don denen anderer Länder. So findet z. B. in Han⸗ 
nover dieſe allgemeine Gleichſtellung keineswegs ſtatt und deswegen iſt leicht 
eine Täuſchung über die wirkliche Hobe der dortigen Gehälter moglich, wenn 
man bört, daß die Richter bis zu 70.0 Thaler Gehalt haben; ſieht man aber 
den hannoverſchen Etat genauer an, fo ſieht man eben, daß dieſer Satz nicht 
ee Halter ber dich 
gerade die Gehälter der Richter erſter Inſtan beſſer ſind als bei uns, 
und es wird alſo die Aufgabe der Re An fein, in 5 ſeit Jahren im Auge 
behaltenen Aufbeſſerung unſerer Gehälter re, fomeit es die allge⸗ 


meine Finanzlage geſtattet. 
iſt dazu die Summe von 435,200 Thlr. 


emeine Ausgaben: 
45 bagren Auslagen 
44,567 — 455 mehr), 


In den Jahren — 1854 bis 1 
und davon in den letzten vier Jahren 132,100 T orden. In 
dieſem Jahre enthält der Etat für 1867 dafür de 77 450 a 
Es ift darauf hingewieſen, daß es neben dieſer Aufbeſſerung der ehilte 
Pflicht der Regierung ſei, 5 Zahl der Beamten zu vermindern. Es iſt das 
auch wohl im Allgemeinen ein in der Juſtiz zu beach tender Grundſatz er bat 
aber jetzt beſondere Schwierigkeiten, da in Hannover A Heſſen, wie eine ges 
naue Sg der Etats ergiebt, die ak der Richter im Verhältniß zur 
Bevölkeru Bang 0 oͤßer iſt als bei uns. In unſeren m alten ® Provinzen kommt 
durchſchnittlich 1 Richter und 1 Staatsanwalt auf 5090 Seelen, während in 
annover 1 Richter und I Staatsanwalt auf 4423 Einwohner wi in Heſſen 
Richter und 1 Staatsanwalt auf 4100 Einwohner kommen Es iſt dies 
um ſo auffallender, da bekanntermaßen die hannoverſchen Gerichtshöfe weit 
weniger Geſchäfte haben als die unſrigen; vielmehr find dort wichtige Geſchäfte 
in großer Ausdehnung Einzelrichtern übertragen. Daraus geht alſo hervor, 
wie aufmerkſam man bei der Organiſation ff neuen ag ai eile wird fein 
müſſen, und man wird alſo vorläufig die Hoffnung auf eine erminderung 
der An. ‚niet u hoch fpannen dürfen. 
Abg. J wil ll die Aufmerkſamkeit des Hauſes richten auf die 
waffe, vel in — egeninärtigen. ar an die Juſtiz und Central⸗Ver⸗ 
g geſtellt worden, um zu beurtheilen, ob die Perſonen und Mittel dies 
en Anforderungen genügen. Seit dem Beginn der deutſchen Bewegung trat 


Breslauer 


Era in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Inſertionsgebüh r für den Raum einen 


meh) far die Friedens» “u re te des De⸗ N 


‚Entwurf einer neuen Gerichtsordnung. 


iſt, wenn es auch nicht zu läugnen iſt, daß 


vor Allem das Streben nach einer allgemeinen Rechtseinheit in den Vorder⸗ 
grund. Der ſelige Bundestag hat nur den Schriftſtellern Schutz gewährt, 
Rechtseinheit hat er aber nicht geſchaffen. Seit der Periode, welche von Ein⸗ 
zelnen ſcherzweiſe, von Anderen mit größerem Ernſte die neue Aera genannt 
wurde, iſt in dieſer Beziehung eine Aenderung eingetreten. Der allgemeine 
deutſche Juriſtentag bekundet nicht nur dies Bedürfniß, ſondern ſucht auch die 
Mittel zu deſſen Befriedigung zu finden. Das Jahr 1862 war beſonders 
reich an Anregungen dazu. Es würde nun die Sache ver deutſchen Einheit 
ſehr fördern, wenn wir jetzt unſere Geſetzbücher und Inſtitutionen den neuen 
Landestheilen als Muſter anbieten könnten. Leider iſt dies faſt in keinem 
Zweige der Rechtspflege der Fall. Preußen hat im vorigen Jahrhundert die 
Sache der deutſchen Rechtseinbeit ftets betont und ihn durch das allgemeine 
Landrecht m Durchbruch gebracht. Seitdem aber iſt wenig geſchehen, um 
unſere Inſtitutionen auf der Höbe der Zeit zu erhalten. Kein Sachverſtändi⸗ 
ger wird widerſprechen, wenn ich ſage, daß das allgemeine Landrecht ebenſo 
ungeeignet iſt den neuen Landestheilen empfoblen zu werden, wie unſer Civil⸗ 
Geſetzbuch. Eine große Anzahl von Beſſerungen der neueſten Zeit iſt gar 
nicht darin enthalten, ſpäterhin iſt es vielfach durchlöchert worden und hat 
5 a legten Stoß bekommen durch das allgemeine deutſche Handels: 
eſetzbu 
Noch viel ſchlimmer aber ſteht es mit unſerer Gerichtsordnung, in 
welcher alte und neue Geſetze in widerſprechendſter Weile complicirt find, 
Es wird kaum einen Juriften in Preußen geben, welcher den Civilproceß 
genau kennt, kaum einen Sachverſtändigen, der im Stande iſt, in jedem ein⸗ 
zelnen concreten Falle zu ſagen: dies oder dies iſt hier Recht. So iſt der Eid 
der Gegenſtand der größten Controverſen; ich ſelbſt habe einer Verhandlung 
in zweiter Inſtanz beigewohnt, in welcher fünf Mitgliede eine Stunde lang 
über dieſen Punkt discutirt haben. Die ganze Civilproceßordnung iſt ſo con⸗ 
trovers, daß unſere Rechtsanwälte die meiſte Zeit und Kraft darauf verwen⸗ 
den müſſen, um allen möglichen verſchiedenen Anſichten der Richter entgegen⸗ 
zukommen und nicht durch irgend einen Irrthum einen formalen Grund zu 
Abweiſungen zu geben. Berückſichtigen wir noch die Mittheilung eines halb 
ſchriſtlichen, halb mündlichen Verfahrens, ſo werden wir uns überzeugen, daß 
wir nicht in der Lage ſind, die Proceßordnung den neuen Landestheilen an⸗ 
zubieten. — Unſere Hypotheken ordnung iſt von Haus aus ein muſter⸗ 
haftes Inſtitut, welches Preußen viel Ehre gebracht bat; aber fie iſt ftırr und 
unbeweglich geblieben und kann daher die Bewegung des Credi⸗s ſchon jetzt 
nicht mehr mitmachen. Die Klagen häufen ſich fortwährend darüber, daß das 
Geſetz, ſtatt eine Hilfe zu leiſten, nur nachtheilig wirkt. Die Sudhaſlations⸗ 
Ordnung iſt in gleicher Weiſe auf den Schutz des Eigenthums berechnet, hat 
ſich aber in's Gegentheil verwandelt: ſie hindert jetzt den Credit und es hängt 
damit Beamer. daß jetzt die Stadt Vein bei einem Häuſerwerthe von 
4 500,000,000 Thlrn. und einer Hypothekenſchuld von 250,000,000 Thlrn. 
vor einer bedenklichen Krifts ſteht, — deren Nähe und Gefahr ich die Regie⸗ 
rung aufmerkſam machen will. 
ch komme zum Criminalproceß mit ſeiner Miſchung des öffentlichen und 
heimlichen Verfahrens, die das mündliche Verfahren zu einem Schauſpiel 
macht, deſſen Ende der Richter ungeduldig erwartet, da die Entſcheidung auf 
Grund der Acten ſchon vorher feſtſteht. Der Ankiageproceß iſt der Staats: 
A übergeben, ſo daß es ausſieht, als ob zwei Perſonen vor Gericht 
cheinen. Dielen Criminalproceß werden wir alſo auch nicht empfehlen 
—— Das Jahr 1862, der Ausgangspunkt der geiſtigen Regſamkeit in 
dieſem Gebiet, welche durch die Regierung und die Initiative des Hauſes be⸗ 
kundet wurde, fällt zufällig zuſammen mit dem Amtsantritt des Herrn 
Gr. zur Lippe. Als das Ministerium der neuen Aera feinem Ende entgegen⸗ 
ging, erſchien das neue deutſche Handelsgeſetzbuch und in dem Einführungs⸗ 
aejeb wurde die Herſtellung von Handelsgerichten verheiſen. Der damalige 
Miniſter Hr. v. Bernuth löſte fein Verſprechen ſofort ein, indem er noch im 
ahre 1862 einen Geſetzentwurf einbrachte, und nur die damals erfolgte Aufs 
oͤſung hat dieſes Geſetz nicht zur 3 kommen laſſen. Seit Hr. Gra 
zur Lippe im Amte iſt, hat man, in beinahe 5 Jahren, nichts wieder davon 
zu hören bekommen, obgleich die Auen Alben Objecte, der ſchwierigſte Theil, 
bereits ahi und es nus noch der Organiſation bedarf. Ich glaube, der 
Hr. Juſtizminiſter iſt darüber noch mit ſich uneinig, ob er einen oder zwei 
Richter anſtellen ſoll (Heiterkeit) oder ob auch ein Jude Handelsrichter werden 
kann! (Heiterkeit) Hr. v. Bernuth hat auch ſchon 


u einer Reform in der 
roceßordnung den Anfang gemacht, indem er eine 6 


ommiſſion einſetzte zum 


Auf die Bemerkung des Abg. Waldeck im Jahre 1862, daß von dieſem 
Miniſterium und ſpeciell von dieſem Juſtizminiſter nicht viel Reformen zu 
erwarten ſeien, antwortete Herr Graf zur Lippe, Redner ſei voreilig in dieſem 
Urtheil; man wiſſe, daß bereits eine Commiſſion dazu eingeſetzt ſei. — Herr 
v. Ber auth hatte ſie eingeſetzt! (Heiterkeit) — er hoffe, daß er in dieſem Jahre 
fertig werden würde. Fünf Jahre find ſeitdem vergangen und die Proceß⸗ 
Ordnung liegt noch nicht vor. Vor 289 * ſchon fing man an, von Seiten 
der Gerichts⸗Collegien Gutachten einzubo en, aber noch iſt das Geſetz im 
Portefeuille des Grafen zur Lippe. (Heiterkeit) Bei unſerer Hppothekenord⸗ 
nung verhält es ſich zur Abwechſelung anders. Im Jahre 1862 wurde ein 
außerordentlich gründlicher Entwurf mit Motiven, Specialiſirungen der bis⸗ 
herigen Mängel, Beurtheilung aller Anſichten, Anführung aller Schriften 
darüber dieſem Haufe überreicht von den Abgg. Röpell, v. Henning und 
don Forckenbeck. Man kann über den aa "Derfhieben denken, aber eine 
gründlichere Arbeit iſt aus dem preußiſchen Juſtizminiſterium noch nie her⸗ 
do gegangen. Ohne Benutzung dieſer hat der Obertribunalsrath Meyer einen 
Entwurf ausgearbeitet, welcher allgemein bei pracliſchen und theoretiſchen 
Juriſten und den r Zurückweiſung erfahren hat. Dieſen Entwurf 
bat der Juſtizminiſter den einzelnen Gerichtshöfen jur Prüfung zugefandt, 
und in der Zuſchrift 3. B. an das Stadtgericht zu Berlin heißt es, man 
dürfe über die Beinchen dabei nicht disputiren (bört!), ſondern nur über 
Nebenſachen. Darauf wurde geantwortet: wir danken für jede Kritik, wenn 
wir nicht das Princip kritiſtren dürfen! Unterdeß iſt has Juſtizminiſterium 
Lippe in voller Blüthe. 

Ein Staatsanwalt wird ins Miniſterium berufen und beauftragt, einen 
neuen Straſproceß⸗Entwurf auszuarbeiten; man jagt, Graf Lippe, früher ſelbſt 
Staatsanwalt, betheiligte ſich daran, und darauf erſcheint ein Geſetzentwurf 
der den Stempel ſeines Urſprunges trägt und der von der Wiſſenſchaft todt⸗ 
geſchwiegen worden iſt. Herr v. Bernuth brachte im Jahre 1862 als Anfang 
einer Reform der Strafgeſetzgebung ſehr weile einen Geſetzentwurf ein, welcher 
die Privatverfolgung geftatten follte. Das war ein glücklicher und praktiſcher 
Anfang; ſeit dem Amtsantritt des jetzigen egen a man davon 
nichts mehr. — Ich habe absichtlich nur ſolche Heſeden warfe erwähnt, welche 
mit dem Streit der Parteien nichts zu thun haben. habe nicht erwähnt 
das Miniſterverantwortlichteits⸗Geſetz (Ziſchen rechts), die Adminiſtrativ-Ge⸗ 
richtsbarkeit, die Verfolgbarkeit der Beamten. Alles, was ic erwähnt, hat 
mit dem Conflicte nichts zu thun und der Herr Juſtizminiſter hat ja ſelbſt 
geſagt, wenn er erſt die Entwürfe einbringen werde, werde man ja ſehen, daß 
auch er Reformen wolle. ( Heiterkeit.) Sie wiſſen, daß er in allen Dingen, 
welche mit Parteiſtreitigkeiten aujammenbängen, nur die Sache felbft prüft! 
Aber alle dieſe Nachtbeile werden noch ſehr überboten durch die Organifation 
der Gerichte. Dieſe ſind ſo 818 eng Ich daß an Preußen die Zumuthun 
7 wird, nicht weniger als 2813 ordentlich angeſtellte und gegen 1008 

Aſſeſſoren für die erſte und zweite Jule 9 in den 7 alten Provinzen alſo ca. 
3843 Männer zu produciren, welche als Richter bedeutenden Anſprüchen ge⸗ 
nügen müſſen: fie müffen wiſſenſchaftliche Ausbildung haben, einen diamantenen i 
Charakter, pſpchologiſche en ein klares Urtbeil, Schnelligkeit der Aufs 
faſſung, Unparteilichkeit beſigen, urz den höoͤchſten Ansprüchen enügen, welche 
überhaupt an irgend einen Beamten geſtellt werden, und ich frage, ob man 
ge fe kann, ſo hervorragende Menſchen in ſolcher Anzahl her⸗ 
vorzubringen 

Wie entſteht dieſer Richter in Preußen]? Der Gymnaſiaſt macht ie Mas 
turitätdepamen, zufällige Umſtände führen ihn dazu, Jura zu ſtudiren; w 
rend der 3 Jahre auf der Univerſität füllt er feine Zeit nicht blos mit Stu⸗ 
diren aus. Dann wird er durch fein erſtes Examen zum Auscultator; er 
wird zu Schreiberdienſten verwendet, bekommt alle 3 Monate ein 1% d 

anz wie in den unteren Klaſſen des Oymnaſiums und wenn er eine 
Zei lang gut aufen hat, ſo bekommt er ein Generalatteſt, 5 — zum 
weiten &ramen, wird Referendar und wird dann in der elben Weiſe weiter 
eſchaftigt; feine Selbſiſtändigkeit ift ihm auf ſo lange Zeit genommen und es 
wird großes Gewicht darauf gelegt, daß er ein Protocoll führt, welches ihm 


Zeitun 


4. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 1. VVV u items ppgbe Sep. > Bars see Brent Zermenne._  _ _ SONIADDD, Den, Diziubey FOukz 1865. 
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der Richter in die Feder dictirt. In je 4, 6 oder 9 Monaten erhält auch er 
ein Atteſt über ſeine Aufführung und feine Leiſtungen und ſchließlich ein Ber - 
neralatteſt. Zu dem dritten Examen exiſtiren beſondere Einübungs⸗Inſtitute, 
wie denn dieſe Prüfungen überbaupt ſehr zweifelhaften Charakters ſind, da 
man ſich ja ſpeciell auf beſtimmte Examinatoren einüben kann. Wenn alſo 
auf dieſe Weiſe das Kind erzogen iſt (Heiterkeit) — nicht ein Kind an ee 
ren, aber an Selbſtſtändigkeit und Charakter — dann iſt der Betreffende 

ter, kommt zum Grafen zur Lippe und fordert Anſtellung. Und nun muß 
ich geſtehen, ſo ſchlimm auch dieſe fortwährende Kritik über die Aufführung 
und Brauchbarkeit iſt und fo ſehr fie auch die Selbſtſtändigkeit beeinträchtigt, 
ſo habe ich doch die Erfahrung gemacht, daß ein Abtheilungs⸗Dirigent ſeinem 
Gerichts⸗ Dirigenten erklären mußte, daß er unter den Mitgliedern feiner Abs 
theilung ein durchaus unbrauchbares habe, das ebenſo gut abweſend fein 
konne. Das kann nicht ausbleiben, wenn der Candidat nicht früher feinen 
Charakter im Leben geprüft und geſtählt und in der Praxis bewährt bat. 
Dieſe Gerichts⸗Organiſation kann aber ohne eine Reform der Proceß⸗ 
Ordnung nicht gedeihlich werden. Ich will nur darauf aufmerkſam machen, 
von welcher Wichtigkeit dieſe Proceßordnung ift, welche übrigens Graf Lippe 
vor 5 Jahren ſchon in Angriff genommen, bisher aber noch nicht zu Ende 
gebracht hat. Auch der Einwand ſteht ihm nicht zu, daß er habe warten 
wollen mit derartigen Inſtitutionen, bis ſie von der allgemeinen deutſchen 
Geſetzgebung übernommen werden würden. Wen der preußiſche Juſtizminiſter 
die hehen Ziele der auswärtigen Politik wirklich hat unterſtützen wollen, fo iſt 
es in erſter Linie feine Sache, nicht die Schlacht bei Königgrätz zu unteritügen, 
ſondern gute Geſetze zu machen, damit Deutſchland einen wirklichen Nutzen 
von feiner Thätigkeit babe. Graf Lippe und das gegenwärtige Miniſterium 
haben es abgelehnt, mit den übrigen Ländern über ein gemeinſames Civilproceß⸗ 
Verfahren zu berathen, weil gerade für Preußen eine beſondere Geſetzgebung 
in Angriff genommen ſei. Das war die organiſatoriſche Thätigkeit des — 
Lippe. Außerdem aber hat der Juſt zminiſter noch als Sy dicus des Staats⸗ 
Miniſteriums Gutachten abzugeben. Als ſolcher hat er die Lückentheo rie, 
welche früher nur verſchwommen vertreten war, zur Anſicht des Miniſteriums 
gemacht oder geſtattet, daß fie es wurde; und er war fo ſehr davon über⸗ 
zeugt, daß er der Letzte war (wenn ich recht berichtet bin), der die Zuſtimmung 
dazu gab, daß die Indemnitätsvorlage gemacht wurde; bin ich falſch bericht t, 
ſo hat der Herr Juſtizminiſter jetzt Gelegenheit, das zu widerlegen. (Auf der 
rechten Seite des Hauſes iſt die Unruhe fortwährend gewachſen; es ertönt der 
Ruf: „zur Sache“.) 


raͤſident v. Forckenbeck erklärt, dem Rufe keine Folge geben zu können. 
53 ſei immer Sitte geweſen, bei der Discuſſion der einzelnen Etats die Ver⸗ 
waltungen und ihre Cbeſs im Allgemeinen der Kritik zu unterwerfen. Das 
zweite Reſultat der Thätigkeit des Juſtizminiſters war die Preßordnung don 
1863, wo wieder der Syndicus ſein Gutachten zu geben hatte. Alle Univer⸗ 
fitäten waren einſtimmig darin, daß ſie gegen die Verfaſſung verſtoße, das 
ganze preußiſche Volk hat fie als einen Verſtoß gegen die Verfaſſung aufge⸗ 
nommen. Seine dritte Handlung war die Einführung der Stellvertretungs⸗ 
koſten für Abgeordnete, welche Beamte ſind. Die letzte Inſtanz hat ihm Recht 
gegeben, aber ich überlaſſe dieſe Sache dem Urtheile eines Jeden. Der Graf 
zur Lippe hat die Verfolgung der Abgeordneten wegen ihrer Reden im Haufe 
zugegeben, hat zugegeben, daß das Odertribunal über dieſelbe Sache zum 
zweiten Male in entgegengeſetzter Weiſe entſchied. Dem Handelsminiſter 
erſchien der Verkauf der Eiſendahnen zweifelhaft und nicht zuläſſig, wie ich 
aus den Verhandlungen dieſes Hauſes amtlich weiß; auf das Votum des 
Herrn Juſtizminiſters hin wurde jener Verkauf für zuläffig erklärt. Und 
nun haben wir kürzlich geſehen, daß er die Laſt der Verantwortlichkeit für 
dieſen Act dem Finanzminiſter und ſeinem Commiſſar überlaſſen hat. 

Bei den Darlehnskaſſen muß wieder ein Gutachten des Herrn Lan 
miniſters die verfaſſungsmäßigen Bedenken überwunden haben. Der 
präſident v. Dechend antwortete auf eine Anfrage, es ſei unmöglich obne 
immung der Kammer ſolche zu errichten: drei Tage darauf wurde die 80 
ordnung erlaſſen. (Hört!) Das Hinderniß wurde vachträglich durch den Rechts⸗ 
verſtändigen des Miniſteriums, den Sondicus deſſelben, durch den Herrn Ju⸗ 
ſtizminiſter beſeitigt. Herr Graf zur Lippe, als Chef der Nene 
hat über mehr als 4000 Richter und mittelbar über 7—8000 Juſtizbeamte zu 
verfügen. Als ſolcher kann er, wen er will, in die lohnendſten Richters und 
Rechtsanwaltsſtellen, ſelbſt bineinbringen. Der erſte Act nun, womit der H 
Miniſter die Zuku ft feines Miniſteriums ankündigte, war das bekannte Wah a 
Circulor, durch das er den Juſtizbeamten verbot, ſich in oppoſitionellem Em 
an den Wahlen zu betheiligen. Die Disciplinar⸗ Unterſuchungen 
wurden nun in Schwung gebracht. Sie werden mir zugeben, daß, wenn 
dieſe 8 Unterſuchungen erſt ſeit dem Miniſterium Lippe an Zahl 
und Umfang zugenommen haben, dieſelben wohl auf feine Initiative zurüds 
uführen find, zum Schaden der Einzelnen wie der Geſammiheit. Die An⸗ 
Bete ngen in ſeinem Reſſort wurden nach der politiſchen Geſinnung ver 
theilt. Er iſt wobl im Allgemeinen nicht im Stande, die Beamten in ihren 
auffteigenden Gehältern aufzuhalten; aber wo er es im Stande iſt, da thut 
er es, ſo bei den Stadtrichtern Hierſemenzel und Sommer am Berliner Stadt⸗ 
gericht. Dagegen bei Anſtellungen und Avancements hat der Herr Mi⸗ 
After vollſtändig freie Hand. Wohl ſteht der Vorſchlag ſeinen Raͤthen zu, 
es 1 aber bekannt, daß er dieſe Partie ganz ſtraff in eigener Hand behält 

Und fo find denn die neuen Anſtellungen ganz ausdrücklich abhangig ner 
macht von der politiſchen Geſinnung. Ein Aſſeſſor, der ſich um eine Anſtel⸗ 
lung als Rechtsanwalt bewarb, wurde gefragt, wie er gewählt habe. Und 
auf die Antwort, daß er gar nicht gewählt, iſt ihm geſagt worden: „Wenn 
Sie etwas von uns haben wollen, müſſen Sie auch etwas für uns gethan 
haben.“ Die Obergerichte müſſen berichten über die politiſche Geſinnung ihrer 
Beamten; und wenn dieſelden erklären, daß ſie deren politiſche Geſinnung 
nicht kennen, ſo wird ihnen aufgegeben, ſich danach zu erkundigen. Erſt beute 
iſt mir von einem Mitgliede des Hauſes als glaubwürdig verſichert worden, 
daß die Landrätbe beauftragt ſeien, über die politiſchen Geſinnungen derer zu 
berichten, welche ſich zu einer Rechtsanwalts⸗Stelle melden. Beim Pollzel⸗ 
Präſidium geſchehen deshalb Anfragen. Es wird ſogar dieſe Geſinnung als 
Norm für die Beſchäftigung der Richter genommen; ein Mitglied des Haufes, 
das gerade in ſchwurgerichtlichen Sachen ſich beſonders ausgezeichnet, wurde 
aus dieſem Wirkungskreiſe entfernt und durch einen beſonderen Commiſſar 
mit beſonderen Koſten erſetzt, weil die politiſche Geſinnung deſſelben dem 
Miniſter Ama et ein anderes früheres Mitglied des Hauſes, der Gerichts 
director Zippel, 
oppoſitionell gewahlt hatte, und es wurden beſondere Koſten für einen Com⸗ 
miſſar nöthig. 
An die gehäuften politiſchen Proceſſe will ich nicht erinnern. Es wird 
von den Freunden des Herrn Grafen zur Lippe gerühmt, daß derſelbe auf 
die Disciplinar⸗Unterſuchungen und die Perſonalacten eine ungeheure Arbeits⸗ 
kraft verwende; er kenne dieſe beſſer als irgend einer feiner Vorgänger, Ich 
will ibm das nicht beſtreiten; möge dieſer ſein Ruhm ungeſchmälert auf die 
Aber die gegenwärtigen Bedurfniſſe find größere 
organiſatoriſche Arbeiten. Der Dichter ſagt: „Es wächſt der Menſch mit 
feinen größeren Zwecken“, (Anhaltende Heiterkeit.) Iſt das auch der 
bei dem Herrn Juſtizminiſter, fo wünſche ich nur, daß er davon ein äußeres 
Zeichen giebt, heimliche Abſichten werden wenig 
nicht entfernen. Wenn er ſich aber die Loſung der Aufgabe, muſtergiltig zu 
organifiren, nicht zutraut, fo wäre in der That der Wunſch gerechtfertigt, 55 
Es giebt auch einen Patriotismus 
(Lebhaftes Bravo lints, 


Nachwelt übergehen. 


eine andere Kraft an dieſe Stelle tritt. 
in der Selbſterkenntniß und in der Entſagung. 
Ziſchen rechts.) 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Der Herr Präſident hat vorhin conſta⸗ 
tirt, daß es Sitte ſei, bei den Berathungen des Etats zugleich die MEjtd 
die ſich in den einzelnen Zweigen herausſtellen, zur Sprache zu bringen. 
muß aber bemerken, daß Per ſönlichkeiten, wie fie heute vorgekommen find, 
nicht dazu beitragen, das Verhältniß zwiſchen Regierung und Landesvertte⸗ 
tung als ein angenehmes erſcheinen zu laſſen. Ich bin mit dem Herrn Vor⸗ 
redner der Meinung, daß wir unſere gegenwärtige e augenblick⸗ 
lich nicht auf die neu erworbenen Linder Übertragen können. Es ift unmög⸗ 
lich geweſen. ein gemeinſames Recht für die alten und die Aas Pro⸗ 
vinzen in der Zeit von 1815 bis 1866 berzuſtellen, und ſo langen wir das 
nicht haben, wird es ſchwer ſein, den jetzt erworbenen Ländern dies zu bie⸗ 
ten. Was die Proceßordnung betrifft, ſo iſt es richtig, daß mein Vorgänger 
zur Ausarbeitung einer ſolchen eine beſondere Commiſſion ernannt bat. Dis 
Commiſſion hat ihre Arbeiten auch vollendet und veröffentlicht. Ich habe ims 


iſt gleichfalls vom Schwurgericht entfernt worden, well er 
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8 gan weſentlich vermindert werden würden, wenn wir zu dem 
rüdte 


dieſem 
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arattertreue, 
wfd ein neier Morgen tagen für Preußen und Deutſchland. Der große 
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mer die Abſicht gehabt, dies neue Geſetz dem Haufe zur Beſchlußfaſſung vor · 
zulegen. Aber dieſe Frage ſoll jetzt dem Parlamente des norddeutſchen Bun⸗ 
des zugewieſen werden. Dadurch bin ich verhindert worden, dieſen Geſen⸗ 


Entwurf jetz i Hauſe einzubringen. Wenn ich es verhindert haben ſoll, 
daß Preuß n den Berathungen in Hannover zur Herſtellung eines ges 
meinſamen Noceſſes für ganz Dentſchland Theil genommen, jo erwidere 
ich, daß dieſez Beſchluß von meinem Vorgänger im Amte gefaßt worden ift. 

In Bezug auf die Hypothekenordnung erinnere ich daran, daß die Arbei⸗ 
ten zu d ſetzentwurf, der früher hier im Haufe eingebracht ift, ſich weſent⸗ 


jetzt darüber 
mi Die gleiche Bewandtniß hat es mit den Preßverordnungen. 
Wenn ich einmal eine Auffaſſung habe, ſo wird man ſie mir doch laſſen 
müſſen. Ich werde ſtets nach der Ueberzeugung handeln, die ich für richtig 
halte. Bei der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Angelegenbeit banbeite es ſich 
darum, ob durch den Vertrag, den der Staat mit der Geſellſchaft ſchloß, zur 
nächſt eine Alteration derjenigen Garantien eintrat, die die Regierung mit 
Zuſtimmung des Landtages übernommen, Eine ſolche Alteration iſt nicht 
eingetreten. Eine andere Frage war die, ob der Staat ohne vorherige Zur 
n des Landtages Staatsgut zu veräußern berechtigt iſt. Dieſe Frage 
iſt wiederholt behandelt worden, und man hat früher die Berechtigung nicht 
in Abrede geſtellt. Ueber die Darlehnskaſſen dagegen, glaube ich, hat das 
Din durch die Ertheilung der Indemnität ſein Urtbeil geſprochen. — Als ich 
m März 1862 mein Amt antrat, habe ich ausgeſprochen, daß ich es mit der 
Stellung eines Richters unvereinbar hielte, an politiſchen Agitationen Theil 
u nehmen. An dieſer Auffaſſung habe ich feſtgehalten, und ich habe meine 
Worte and — That werden laſſen. Ich beklage es ſehr, daß ſo viel Dis⸗ 
eiplinarunterſuchungen eniſtanden find; ich habe ſie nicht geſucht, aber ich habe 
ſie maſſen führen laſſen zu meinem großen Bedauern. Die Unparteilichkeit 
des Richters wird mehr anerkannt, wenn er ſich von ſolchen Aguationen fern 
hält. Daß der Disciplinarunterſuchungen wegen die Geſchäfte z. B. des Kam⸗ 
mergerichtes zugenommen haben, iſt eine falſche Behauptung. Kein Richter 
wird deshalb mehr gebraucht. 

Eine ganz luſtige Geſchichte hat der Vorredner erzählt, wie ich einem Aſſeſſor, 
der nicht gewählt, getan babe, dann könne ich nichts für ihn thun. M. H., 

muß erklären, ich weiß von dieſer Geſchichte nichts. Ebenſo verhält es ſich 
mit den Berichten der Landräthe. Ich habe von dieſer (auf die rechte Seite 
binzeigend) Seite des Hauſes, wo mebrere Landräthe ſitzen, als der Vorredner 
dies erwähnte, den Ruf gehört: „Das ift nicht wahr!“ Ich weiß auch nichts 
davon. Ich möchte den Vorredner daher doch bitten, ſeinen Vorwurf näher 
zu begründen. Dann wird darauf verwieſen, daß ich einzelne Herren habe 
aufhören laſſen, an den Schwurgerichts⸗Sitzungen theilzunehmen. M. H., die 
Berichte, die mir von den Gerichten geſchickt werden, durchzuleſen, iſt wirklich 
keine lleine Arbeit. Aber wenn ich aus dem Bericht erſebe, daß ich eine be: 
5 mie Perſönlichkeit für eine beſtimmte Function nicht eignet, fo habe ich das 

095 ſie davon zurüüdzuſetzen. ; 
Es iſt ſehr leicht, m. H., ein hartes Urtbeil zu fällen; es ift ſehr ſchwer, 
ſich dagegen zu pertheidigen, 
grunde haben, die man nicht kennt. Es iſt die Aufgabe der Regierung, mit 
der Landesvertretung zuſammen zum Wohle des Vaterlandes zu wirken 
Laſſen Sie perfdnlihe Angriffe nicht den Ausdruck der ganzen Verſamm 


lung ſein. g 

Abg. v. Flottwell: Ich wollte den Herrn Präfiventen bitten, die alte 
Sitte, welche an die traurigſten Zeiten des Conflictes erinnert, daß ein Jeder 
abſchweifend von der Sache vorbringt, was er gerade auf dem Herzen hat, 
nicht wieder aufkommen zu laſſen. (Bravo rechts.) 

Abg. Waldeck: Ich will nicht auf eine Kritit der gegenwärtigen Regie⸗ 
rung eingeben, ſondern nur die allgemeinen Berbältnife in's Auge faſſen. 
Aber in Einigem muß ich doch dem Herrn Juſtizminiſter entgegnen. Er 
meinte, es gehöre nicht zur Beurtheilung des Hauſes, was er als Syndicus 
des Staats miniſteriums gethan habe. Das ift unrichtig. Zwar ſteht uns 
hier kein civil⸗ oder criminalrechtliches Urtheil zu, aber in großen ſtaatsrecht⸗ 
lichen Fragen, wie ſie hier in Rede kommen, hebt uns allerdings das Recht 
der Bemerkung, ja ſelbſt der Rüge zu. Und ich hätte gewünſcht, daß der 
Juſtizminiſter, gerade der Ju izminiſter, in der Frage von der Lückentheorie 
ni ch und uns damit vertröſtet hätte, daß wir ja auch über dieſe hinweg⸗ 
kommen würden. daß er pielmehr auf das beſtehende Recht gefußt und aus 
dieſem heraus fein Urtbeil gefällt hätte. Ich theile übrigens die Anſicht nicht, 
daß die Zeiten des Conflicts traurige geweſen ſeien, ſie waren es für die po⸗ 
litiſche Entwickelung unſeres Volkes nicht. Der Herr Juſtizminiſter wird fer- 
ner die Verantwortung nicht ablehnen können für jenes Meer von Discipli⸗ 
narsUnterfuchungen gegen Richter, welche in Folge derſelben ihre Aemter ver⸗ 
loren haben wegen Reden, die vor den Wahlmännern gehalten worder, Un⸗ 
terſuchungen, wie ſie unerhört ſind in jedem civiliſirten Staate (Unterbrechung 
von der Rechten), ja unerhört, wenn die ganze Anklage ſich darauf gründete, 
daß auf eine Frage in der Wahlmanns⸗Verſammlung nur mit Ja oder Nein, 
ohne jeden Zuſatz von Motiven, geantwortet worden war. Dieſe Richter ſind 
zu bedauern, von denen verlangt wird, daß ſie alſo in das Innerſte der Ge⸗ 
danken eingehen follen, um die Strafbarkeit zu conſtatiren. 

Meine Abſicht, als ich mich zum Worte meldete, war nu“, noch einen Ge⸗ 
f blick auf den Juſtizetat, ſoweit er das Weſen unſerer Juſtizverſaſſung 
darſtellt, zu werfen, weil er wahrſcheinlich der Letzte iſt, der in der bisherigen 
Form vor uns tritt, da ſowohl der Zutritt der annectirten Länder, als auch 
die ſpätere Mi wirkung des norddeutſchen Parlamentes große Veränderungen 
erzeugen werden. Sie werden dieſen Rückblick einem Juſtizbeamten, der zu 
den älteſten dieſes Hauſes gehört, wohl vergönnen. ehe ich die mit 10 

illionen veranſchlagten Einnahmen dieſes Etats an, jo bedauere ich deren 

dhe, denn die Juſtiz ſoll nach meiner Meinung keine Einnahmequelle fein, 
ne einheitliche Geſeßgebung wird auch in vie Beziehung von guten Fol: 
un nnen. ſetze zwar keine allzugroße Hoffnung auf den Charakter 
es ſolchen Werkes, denn dazu gebören Geiſter, wie ſie bei Emanirung der 
17 77 chen und der franzöſiſchen Geſetzgebung thäuig waren. Aber wir haben 
bſtande, die vor jedem Auge klar liegen. So iſt es z. D. unerhört, daß 
wir es bis jetzt noch nicht einmal zu einem gemeinſamen Syſtem in Bezug 
auf den Ne en gebracht haben, daß wir keine Einheit im Bor: 
mundſchaftsweſen beſizen. 5% 

Nothwendig ift ferner ein gleiches Obligationenrecht, in weiterer Ausbil⸗ 
dung dieſer Reform wird eine ſtarke Verminderung des Regiſtratoren⸗ und 
Secretär⸗Heeres, auch der Richter ſelbſt, mdalıh werden. Im Civilproceß 
ba wir noch auf dem Star dpunkte von 1815, obwohl die Grundſätze des 


egen Vorwürfe, welche Thatſachen im Hinter: 


anzbſiſchen Rechtes auf dieſem Gebiete inzwiſchen in vielen europälſchen Län⸗ 
u durchgedrungen find. Im Criminalrerfahren beſtehen Uebelßände, die 
der Herr Miniſter zwar für unüberſteiglich zu halten e en jedoch 
rundſatze zu⸗ 
mit dem wir lange Jahre ausgekommen ſind, daß nämlich die 
weite in nicht als Rechtsmittel der weiteren Anklage, ſondern nur als 
echtsmittel der weiteren Vertheidigung angeſehen würde. Dieſe zweilen In⸗ 
ſtanzen verucſachen ungeheure Koſten, eine Rückkehr zu den alten Grundjägen 
würde außerdem vom vorfheilhafteſten moraliſchen Einfluſſe auf die Staats: 
Anwalt Die Staatsanwälte würden dann nicht länger Männer 
der Regierung, der Verfolgung für die Regierung fein, ſondern, wenn ich es 
fo ausdrucken darf, Männer der Geſellſchaft. Die Staatsar wälte find n. uer⸗ 
dings ſo gunſtig 1 en n Bezug auf Avancement u ſ. w., daß die ſoge⸗ 
nannten jungen Str ber ſich mit Vorliebe auf dieſe Carriere werfen, und auf 
gege läuft die Wurde des Richters Gefahr. 
Trate dazu die Aufhebung der Disciplinar⸗Geſetzgebung, dann würde die 
Grundlage gegeben fein, uns Vertrauen im Lande zu ſchaffen und mit Ver: 
rauen könnten dann die hannoverſchen, die heſſiſchen Richter zu uns treten. 


e die Se de jetzt liegen, ſo müßten wir — ich ſage das nicht ohne Er⸗ 
u ihn 


befigt, wenn auch eine ſehr verklauſulirte, es endlich doch einmal 
n kommen muß. Erſt wenn wir durchaus felſenfeſte, 
in Wiſſ 


ein j 
HM enſchaft ſelbſiſtändige 


Männer zu Richtern haben, dann 


5 20 Sgr. Am Rheine herrſcht kein Mißtrauen gegen die 


en treten, nur in der Hoffaung, daß in einem Lande, welches W 
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Moment wird, wie ich fürdte, ein Meines Geschlecht inden, aber die Sache 
bleibt trotzdem wahr, und wenn Alles nur auf dem alten Wege fortgehen ſoll, 
ſo werden Sie auf dieſem Wege zu gar nichts gelangen! 

Abg. Hauſchteck (für die Regierungs⸗Vorlage): In der Rede des Abg. 
Lasker iſt Manches, dem man zuſtimmen könnte, aber auch Vieles ſo auf⸗ 
gefaßt, daß die ruhige objective Würdigung dadurch verhindert wird. Auch 
ich lege das Hauptgewicht auf die Unabhängigkeit der Richter, aber ich glaube, 
daß die Unabſetzbarkeit dabei nur ein untergeordnetes Moment ift, und daß 
die Unabhängigkeit weit mehr dadurch gefördert wird, wenn man den Richter 
von der Laſt der Geſchäfte befreit, die fan m Berufe fremd find, die bei voll⸗ 
ſtändiger Trennung der Juſtiz von der erwaltung wegfallen. In dieſer 
Beziehung iſt uns die ſogenannte franzöſiſche Gerichtsverfaſſung ein Muſter, 
die ſich am Rheine ſchon beſſer bewährt hat, als auf franzöſiſchem Boden 
ſelbſt, und dort auch auf die Koſtenverminderung ſo bd hat, daß nach 
meiner Berechnung am Rheine auf den Kopf der Bevölkerung nur ein Sa 
von 6 Sgr. für Gerichtskoſten entfällt, in den alten Provinzen DT 
erichte, do 
keine Vereinſamung der Staatsanwaliſchaft zu bemerken. Ich glaube, daß es 
weſentlich zur Beruhigung des Landes beitragen würde, wenn der Hr. Juſtiz⸗ 
Miniſter uns die Zuſicherung gäbe, daß er eine Juſtizreorganiſation auf 
Grundlage der Unabhängigkeit des Richterſtandes in der von mir angedeute⸗ 
ten Richtung beabſichtige. 

Ein Schlußantrag wird abgelehnt. 

Abg. Leſſe (gegen die Regierungs⸗Vorlage): Man kann nicht ſagen, daß 
der vorliegende Etat einen günſtigen Eindruck gewähre, daß eine Verminde⸗ 
rung des Beamtenheeres in demſelben nicht in Ausſicht genommen iſt. Auch 
die Vorlage einer neuen Criminal⸗Ordnung, von welcher der Herr Miniſter 
geſprochen, kann den Eindruck nicht verbeſſern. Denn ich hoffe, daß der Ent⸗ 
wurf, welcher der E faſt die ganze Executive des Unter⸗ 
ſuchungsverfahrens ſammt Verhaftungsrecht u ſ. w. übertragen will, in dies 
ſem Hauſe nicht viel Beifall finden wird. Ich meinerſeits lenke meine Re⸗ 
formwünſche hauptſächlich auf die Einrichtung von Handelsgerichten, wie fie 
von allen competenten Verſammlungen, dem Handelstage, dem volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Congreſſe, dem Juriſtentage befürwortet worden iſt, in denen Kauf⸗ 
leute die Mehrheit des Richter⸗Collegiums bilden. Dadurch würden die Ein⸗ 
nahmen des Juſtiz⸗Etats nicht verringert, die Ausgaben aber bedeutend be⸗ 
ſchräntt werden, wie das Beiſpiel des Berliner Stadtgerichts lehrt, für welches 
jetzt 20 neue Rathsſtellen nothwendig ſind und deſſen Geſchäfte zu einem un⸗ 
verhältnißmäßig großen Theile handelsrechtlicher Natur find, 

Im Allgemeinen ſchließe ich mich dem Wunſche des eben gehörten Red⸗ 
ners an, daß die Gerichte ſoviel als moglich reine Spruchbehörden werden 
und daß die Gefchäfte der fre. willigen Gerichtsbarkeit der Vormundſchaft — 
ſoweit die Sache ſchon als ſpruchreif betrachtet werden kann — und der Nach⸗ 
laßſachen ihnen abgenommen werden möchten. Ich wünſche ferner, daß man 
die Freigebung der Advocatur in Betracht zöge. Leider ſteht die Sache jetzt 
ſo, daß für Viele der Richterſtand nur ein Durchgangsſtadium für die Advo⸗ 
catur ift, ein Verhältniß, gegen das ſchon der ehrwürdige, jüngſt hier citirte 
Juſtus Möfer ſich ausſprach, indem er vorſchlüg, die Advocatur ſolle die 
Pflanzſchule ſein, für diejenigen Männer, welche der Staat einſt zu den Eh⸗ 
renämtern des Richterſtandes beruft. Ich weiß nicht, wie der Herr 1 
über die Freiheit der Advocatur denkt, aber ich fürchte, daß er ſchwerlich für 
ſie geſtimmt iſt, da er ja auch die Zulaſſung zur Advocatur von der politiſchen 
Geſinnung abhängig macht. In dieſer Beziehung führe ich nur den Fall an. 


daß ein älterer Rath in meiner Heimathprovinz ſeit Jahren ſich um den Ein | W 


tritt in die Advocatur beruft, aber vom Miniſter den Beſcheid erhalten hat, 
daß unter ſeinem Regimente er niemals auf Berückſichtigung rechnen könne. 
Und warum? Allein und lediglich, weil derſelbe ſich 1848 — vor 18 Jah⸗ 
ren — politiſch betheiligt hat. Ich ſchließe mit dem Wunſche, daß endlich die 
Reform mit Energie in die Hand genommen werde, dann wird auch der Etat 
bald anders ausſehen. - 

Abg. Holzapfel (für die Regierungsvorlage): Ich werde auf die Ans 
griffe des Abg. Lasker, weil fie nicht fachlich waren, nichis entgegnen, zumal 
da ſie eine ſo ausreichende ſachliche Antwort von Seiten des Hrn. Miniſters 
ſchon erfahren haben; erklären will ich nur, daß ich dieſen Angriffen im Weſen 
nicht zuſtimme, in der Form aber fie mit Entrüſtung verwerfe. (Leb⸗ 
haftes Bravo zur Rechten.) 

Abg. Lent (gegen die Regierungs⸗Vorlage): Daß der Hr. Vorredner dem 
Abg. Lasker nicht zuſtimmen werde, das glaubten wir vorher ſchon, aber der 
Grund, den er dafür angiebt, iſt unrichtig. Eine Trennung von Sache und 
Perſon iſt bei der Kritik einer Verwaltung unmdglich, deren Handhabung der 
Reſſortchef in jo hervorragendem Maße ſich ſelbſt vorbehält, wie das hier der 
Fall iſt. Wenn es uns auf das Perſönliche bei dieſer Debatte angekommen 
wäre, jo hätte es uns leicht ſein ſollen, noch viel mehr perſönliche Beispiele 
anzuführen, als hier angeführt worden ſind. l 

Abg. Wagener: Ich möchte mir an die Herren auf jener Seite (zur 
Linken deutend) zunächſt die rage erlauben, ob der Ton, den fie ſeit einigen 
— Hauſe angeſchlagen haben, die praktiſche Ausübung der 


worbenen Länder zu ſehr in den i gt die Sie nicht erworben haben 
t 


Die bisberigen Maßregeln ſind noch lange nicht ſcharf genug und der 
ufligminifter ist in meinen Augen durchaus nicht entſchuldigt. 
1 geben mußte, Unterfu⸗ 
ſchwierig iſt. Ich hade 

kaſſirt und einer zu mebr: 


ich gegen die Regierungsvorlage ſtimmen. 
˖ Der Schluß wird Naa angenommen; es folgen perſönliche Bemer⸗ 


erfügung erla 
Hirpel 


zu den geachteiſten und befähigtſten Beamten gehd ik. . 
id dow): Der Vorredne auf mein Zeugniß be⸗ 
Agb. Schmidt (Randow): Der Vorredner h da 0 a K 


(Gelächter) f 


Stettiner Gerichtsbezirk vorgekommen ift; in nächſter Woche werde ich das 
Zeugniß des betreffenden Rechtsanwalts dem Hauſe mittheilen. 

g. Tweſten: Der Abg. v. Gerlach hat mich dem Herrn Juſtizminiſter 
zur geneigten Berückſichtigung bei Einleitung von Disciplinarunterſuchungen zc. 
empfohlen; ich muß darauf erklären, daß ich bolljtändig berückſichtigt worden 
bin. So lange der Juſtizminiſter Graf zur Lippe im Amte iſt, iſt noch kein 
Augenblick da geweſen, wo nicht irgend ein Verfahren gegen mich eingeleitet 
worden wäre, und noch augenblickl ch ſchwebt ein Verfahren gegen mich, welches 
nach der letzten Seſſion, nach der Indemnität und nach der Amneſtie einge⸗ 
leitet worden iſt. Der Herr Graf zur Lippe erklärt jedes öffentliche oppo⸗ 
ſitionelle Auftreten der richterlichen Beamten für ftrafbar; das Dbertribunal 
hat ſchließlich dieſen Grundſatz acceptirt. Dies ſteht aber in offenbarem Wider⸗ 
ſpruch mit Wort und Sinn der Verfaſſung. Ich werde deshalb auch keine 
Notiz nehmen von dieſer Rechtsanſicht, ſondern öffentlich und ohne jede Rück⸗ 


J ſicht ankämpfen gegen dieſe Anſichten des Juſtizminiſters und die Disciplinar⸗ 


Gerichte, und jedes Diseiplinar⸗Erkenntniß mit vollendetſter Gleichgültigkeit 
hinnehmen. (Lebhafter Beifall.) 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Auf die Aeußerungen des letzten Herrn 
Redners habe ich zu erwidern, daß die Disciplinarunterſuchung allerdings erſt 
nach Schluß des Landtages förmlich eingeleitet worden, daß aber die Vorbe⸗ 
reitungen dazu ſchon früher im Gange waren und durch den Landtag nur 
unterbrochen wurden. ch bemerke dabei 1 daß der Grund dazu eine 
at 130 di in ihrer letzten Tendenz f evolution hinausging. (Geläch⸗ 
er links. N 

Abg. v. Gerlach: Nach den Erklärungen des Juſtizminiſters und des 
1 für Waldenburg ſtimme ich nunmehr für die Regierungs⸗ 

orlage. 1 

Abg. Waldeck: Der Herr Vorredner, den im Hauſe zu beſitzen wir lei⸗ 
der noch nicht ſehr lange das Glück haben, hat in feiner geiſtreichen Ausfüh⸗ 
rung auch meiner gedacht; ich glaube, er könnte es wohl beruhen laſſen mit 
dem, was ſeine Partei bereits gegen mich angerichtet hat; ich verachte alle 
dergleichen Denunciationen und thue nach wie vor meine Schuldigkeit; ich 
erwarte auch, daß dergleichen ſelbſt von jener Seite (nach rechts deutend) ge⸗ 
mißbilligt werde. (Beifall) 

Hiermit iſt die General⸗Discuſſion geſchloſſen und es wird zur Berathung 
über die einzelnen Poſitionen geſchritten. Zu Titel 1 (Gerichtskoſten) nimmt 
Abg. d. Hoderbed das Wort, um den Antrag Virchow's auf Vertagung 
der Beſchlußfaſſung hierüber, bis der Geſetzentwurf auf Ermäßigung der Ges 
richtskoſten erledigt iſt, zu motiviren. — 

Nachdem der Juſtizminiſter und Abg. Tweſten dagegen, v. Hover⸗ 
beck nochmals dafür geſprochen, wird der Antrag Virchow abgelehnt und 
Titel 1 genehmigt. 

Titel 2 wird ohne Debatte genehmigt. 

Bei Titel 3 (Strafen 240,000 Thlr.) fragt Abg. John (Labiau), weshalb 
man die Summe unter dem n 


5 werden ohne Debatte lde ic 
iche Ausgaben für das Obertribunal) erhält das 


uſtizminiſter abhängig. Für den Augenblick will ich von 
? Arichter und Ver⸗ 
mehrung der etatsmäßigen Stellen abſehen, me mit Rückſicht auf den 
die Nothwendigkeit einer bal⸗ 


ſehr 

wird 

gu Titel 8 (Immediat⸗ 
bg. v. 

hebung der 


Ich behalte mir den Antrag vor und bemerke ie a daß ein 
iſchen amen ge⸗ 
{en 


ied. a 
Abg. Rohden n gleichfalls dieſe Einrichtung. 


Debatte genehmigt. Bei Titel 15 (Gerichte 
erſter Inſtanz) rügt Akg. Baſſenge, daß die Beſoldung der Kreisgerichts⸗Di⸗ 
rectoren theils zu geriny bemeſſen, theils ie normirt jei, indem das An⸗ 
ciennilätsprincip, dabei ganz außer Acht gelaſſen werde. Auch die Localzula⸗ 
gen an die Kreisrichter würden nicht nach richtigem Verhältniß vertheilt, da 
man auf die u in den einzelnen Städten nicht die genügende Rückſicht 
neime. Die Abgg. Braun und Holzapfel bemängeln das zu geringe Gehalt 
des Stadtgerichtspräſidenten in Berlin. Der Juſſizminiſter erklärt, daß auch 
die Staatsregierung das gan für zu gering halte, das Abgeordnetenhaus 
früher ſchon einmal eine Erhöhung deſſelden abgelehnt habe. 

Abg. Baſſenge dringt das dekannte Reicript des Juſtizminiſters zur 
Sprache, wonach j 
feine 
ungerechte Maßregel noch in Anwendun 

Der 7 5 erklärt, daß es 


mmt den Vorſitz. 2 
Abg erer Rede aus, daß das belreffende 1 5 
Miniſterialreſcript verfaſſungs widr in da es mit Artikel 4 der preußiſchen 

Seine Ausführungen find jedoch bei der 
Seite des Hauſes herrſchenden 


eingeführt und ſolche temporäre Maßregeln aufgehoben würden. 
Abg. Kantak 


ments als Dolmet 
fungirenden Bureau-⸗Aſſiſtenten. Dieſelben ſeien unnütz. ſobald der Minister 


* noch gilt? Die 
V. widerſtreiten dem 


Ve dieſes Standes, kein polniſcher Aſſeſſor iſt zur Unterſuchung in jener 
Zeit gezogen worden. Polniſche Aſſeſſoren haben den jüngſten Krieg mitge⸗ 
macht und der eine, der bei Nachod und Skalitz mitgetämpit und Offizier 
geworden, ift jetzt wiederum außerhalb ſeiner Heimathsprovinz, nach Steinau 
verſetzt worden. War er Har hz als Offizier im preußiſchen Heere zu 
dienen, ſo ſollte auch der Herr Juſtiz⸗Miniſter ihm das Vertrauen nicht 


mälern. f 

Abg. Michelis: Die Beſchwerden des Vorredners find fa ernſthafter 
Natur, daß ich denſelben eine größere Aufmerkſamkeit gewünſcht hätte, als 
ihnen leider von Seite des Hauſes 1 worden iſt. Ich würde es 
volftändig Intereſſe des preußiſchen Staates halten, wenn dieſen Be⸗ 
ſchwerden ichſt ſchnell und durchgreifend abgeholfen würde. 


w 


N 
* 


Bei Tit. 15 Pol. 8 kommt der Antrag Cherty, betreffend die Erhöhung 
der Gehälter der Subalternbeamten, zur Debatte. Abg. Baſſenge als Mit: 
ntragſteller begründet denſelben. Die Unzufriedenbeit in dieſen Beamten 
llaſſen ſei nicht, wie Abg. b. Vincke gemeint habe, erſt durch den Antrag 
Kleiſt⸗Tychow erweckt worden, ſondern ſie ſei Ausdruck wirklichen Bedürfniſſes, 
das von allen Seiten anerkannt worden. Man ſtelle an die Subalternbeam⸗ 
ten nicht geringe Forderungen der Qualification, und doch gelangten ſie erſt 
an der Schwelle des Greiſenalters zu einem Gehalte von 5—600 Thlrn. 

Präſident Stavenhagen erſucht die Rechte, ihre Privatconderſationen 
etwas zu mäßigen. f 80 { 

Reg.⸗Comm. Sydow: Diefe Beamtenlifte iſt keineswegs überſehen, ſeit 
1859 bis 1862 find 138,000 für fie aufgewendet, der Herr Miniſter hat die 
* der etatsmäßig Angeſtellten vermehrt, die diätariſch Angeſtellten aufge⸗ 
eſſert. Das ſoll auch ferner geſcheben, aber beſtimmte Zuſicherungen können 
nach Lage der Sache nicht gegeben werden. i 

Präſ. v. Forckenbeck ift wieder eingetreten. Der Antrag Eberty wird 
angenommen. 

Abg. Elven: Allgemeine Zuſicherungen, wie wir fie eben vom Miniſter⸗ 

tiſche vernommen, genügen nicht. Warum ſollen gerade die Subalternbeamten 
der Juſtiz ſo viel ſchlechter ſtehen, als die der anderen Reſſorts? Dieſe Be⸗ 
amtenklaſſe iſt ganz weſentlich betheiligt bei der Repräſentation des preußiſchen 
Beamtenſtandes und ſeines guten Rufes. 

Abg. Wendiſch: Bei der Gelegenheit möchte ich bemerken, daß das Ge⸗ 
balt der gerichtlichen Rendanten nicht, wie das bei allen andern Gehältern 
üblich, ein Minimum und Maximum hat, ſondern bis an das Lebensende 
gleich bleibt. Es iſt ein Nachtheil, daß auf das Wachsthum der Familie 
u. ſ. w. keine Rückſicht genommen wird. Von den Beamten ſelbſt wird der 
Uebelſtand ſchwer empfunden. Ich ſtelle keinen Antrag, bitte aber die Re⸗ 
gierung um Abhilfe, durch welche die Staatskaſſe nicht ſehr belaſtet werden 
wird. — Ein Vertagungs antrag, von Lüning geſtellt, wird abgelehnt, die 
abendlichen Schatten (3% Uhr) legen ſich immer tiefer über das Haus, die 
Berathung nimmt ein fieberhaſtes Tempo an. 

Bei Titel 16, Poſ. 3 und 4 erklärt ſich Abg. Baſſenge gegen die Re 
muneration, welche bei dem Berliner Stadtgerichte ausgeworfen iſt für die 
Kaſſen⸗Curatoren und für die Monatsrichter der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Ge fürchtet, daß hierin die Mittel gefunden werden könnten, politiſche Geſin⸗ 
nung zu machen. = Sal 

Reg.⸗Comm. Sydow: Die Kaſſencuratel iſt eine durch die Depoſitalord⸗ 
nung von 1789 dem Richter aufgebürdete Laſt, die beſonders in Berlin mit 
ſchwerer Verantwortung verbunden iſt. Seit Jahren iſt dieſe Remunecation 
bewilligt worden, von Beziehungen zur Politik iſt dabei nicht die Rede. 

Abg. Rohden für die Remunerationen an die Monatsrichter: Man ſolle 
ſich das Bureau derſelben und den fabrikmäßigen Geſchäftsbetrieb daſelbſt eins 
mal anſehen, um das Maß ihrer Verantwortung zu würdigen. Zu politiſcher 
* ſei bei dem monatlichen Wechſel der Richter keine Veranlaſſung. 

a Poſtion 9 1 lige Zulagen Ih 2 isch deb geln 0 

ei Poſition 9 „perſönliche Zulagen für deutſche des Polniſchen mächtige 
Richter während ihrer Anſtellung im Poſen'ſchen“ frägt Abg. Kantak, mel: 
chen Umfang dies Bedurfniß noch habe? 

Der Juſti 1 Dieſer Fond wird noch heute gebraucht. Dieſelbe 
Antwort ertheilt er dem Abg. Kantak in Bezug auf Poſik. 10 „Unterftügung 
polniſcher Auscultatoren und Referendarien, welche ſich dem Staatsdienſte 
widmen“, 

Bei Poſition 18 kommt der Antrag Baſſenge zur Debatte, welcher den 
Salarien⸗Kaſſenrendanten 155 der Tantieme, die ſie vom Mehrertrag der 
Gerichtskosten beziehen, eine feſte Gehaltserhöhung bewill'gen will. 

Abg. Baſſenge zur Motivirung: Die Einrichtung ſtammt aus der 
naiven Anſchauung, daß die Juſtiz eine Anſtalt zum Geldgewinn ſei. Die 
Tantleme ift gewiſſermaßen eine Beſtechung (Unruhe zur Rechten), ſoweit man 
von einer folhen auch zur Erfüllung der Amtspflichten ſprechen kann. 

Reg. Comm. Sydow dagegen. Eine Gehaltsverbeſſerung kann neben der 
Tantieme immer noch in Ausſicht genommen werden. 

Der Antrag wird abgelehnt. . 1 

Bei Tit. 18 (Friedens- und Handelsgerichte im Depart. Köln) regt Abg. 
Dr, Glaſ 5 die Errichtung eines zweiten Friedensger chts im Berirt Saars 

ck an. Der ‘ E 15 
dra air entgegnet, die Sache ſei in Vorberathung, es handle ſich nur 
um den Ort, wo das zweite Friedensgericht zu etabliren ſei. 

Abg. Gärtner frägt, wie es mit Einführung von Handelsgerichten in 
den öſtlichen Provinzen ſtehe7? — Der Miniſter entgegnet, das hänge mit 
en ng ber neuen 3 zuſammen. 

ei Tit. 20 beſpricht Abg. Meulenberg die ärmliche Ausſtattung der 
Friedensgerichte in Bezug auf Localien, ſowie überhaupt jegliche Ausgaben. 

Der Abend iſt vollſtändig hereingebrochen, die Stenographenlampe erſcheint 
wiederum. Ein neuer Vertagungsantrag wird abgelehnt. 

Abg. Schmidt (Randow): Auf dieſer Seite kann Niemand mehr eine 

iffer erkennen. 

: er ent: Wir kommen zu Titel 21: Criminalkoſten. f 

ieſer und der folgende und noch einige werden ohne Debatte in raſcher 
Verleſung erledigt, bis das Ordinarium der Ausgaben des Etats vom Prä⸗ 
ſidenten für abgeſchloſſen erklärt und zugleich der Schluß der Sitzung (4% 
Uhr) verkündet wird. ; 5 
orgen (Sonnabend) 10 Uhr fol das Extraordinarium dieſes Etats, 
und dann der Etat des Miniſterinms des Innern zur) Berathung gelangen. 
Für näͤchſten Donnerſtag nimmt der Präſident die Debatte der Annexion & 
vorlagen in Ausſicht. 


Berlin, 29. November. [ Amtliches.] Se. Maj. der König hat dem 
General⸗Lieutenant z. D. v. Skahr, bisherigem Commandanten der Feſtung 
Luxemburg, den Stern zum Rothen Adler + Orden zweiter Klaſſe mit Eichen⸗ 
laub, dem Rechtsanwalt und Notar, Juſtizrath Hagen zu Cottbus, dem Re⸗ 
en e ae Rechnungsrath Krauſe zu Cöelin, dem Kreis: 

cretär Stirius zu Görlitz und dem atertalienfäreiber Schmidt bei 
U 


der Fortification zu Saarlouis den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, dem 


im Kreiſe Schildb 
IheieAffeffor Genolla in 


Tuchfabrikanten und bisherigen Stadtverordneten Gustav Fremerey zu 
tadtverordneten⸗Verſammlung etrofferen Wahl 

re als En fait 

echsſährige Amtsdauer be Ich will in 


Gefechtsfeldern ; f 
J. den auf den f bis zum 2.9 a e 


wecke in 


[Al 
20. Septbr. d. 


den vorerwähnten Kriegslazarethen bis zu dem angegebenen Zeitpunkte frei 
en und Kranken unterzogen baben, den — 


St.⸗Anz.) 
A Bon der Eider, 29. Nov. (Wilitäriſcheel — Das 


Turnen. — Die Landesfarben.] Ein heute durch das „Ver⸗ 
ordnungsblatt für Schleswig ⸗Holſtein“ veröffentlichter Erlaß des Regie: 
rungs⸗Präſidenten für Schleswig, Frhrn. v. Zedlitz, beſtimmt, daß nur 
dieſenigen auf Uebertragung in die däniſchen Lagerregiſter antragenden 
ſchlebwig'ſchen Wehrpflichtigen als aus dem ſchleswig⸗holſteiniſchen Staats: 
verbande 2 betrachtet werden können, welche definitiv nach Däne⸗ 
mark überſiedein. Werden dieſelben im Falle ungiltiger Eintragung in 
die dänischen Lagerregiſter wieder in den Herzogthümern angetroffen, fo 
müſſen fie wie alle anderen Schleswig⸗Holſteiner gleichwohl in der preuß. 
Armer dienen. — Bei dem in Altona und Wandsbeck garniſonirenden 
11. preußiſchen Ulanen⸗Regiment ſind bereits, nach Abſolvirung des für 


einjährige Freiwillige angeordneten Examens, mehrere gediente Hanno⸗ ! 
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veraner eingetreten. — Zahlreiche preußiſche Militär⸗Handwerker ind] Demonftration] hat das engliſche Miniſterium den Hydepark nicht 


entlaſſen worden. Der commaudirende General des 9. Armee ⸗Corvs, 
General von Manteuffel, beabſichtigt in Zukunft ausſchließlich bei Privat: 
leuten Beſtellungen zu machen. — Die Einführung des Turnens als 
obligatoriſchen Unterrichts⸗Gegenſtandes in den ſchleswig⸗ holſteiniſchen 
Schulen ſteht bevor. — Die ſchleswig⸗holſteiniſchen Poſtillone führen 
feit vorgeſtern wieder blau⸗weſß⸗rotbe Litzen an dem Poſthorn. Außer⸗ 
dem find für die ſonſtigen Unterbeamten ebenfalls ſchleswig⸗qholſteiniſche 
Abzeichen angeordnet worden, während die Poſtwagen das ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſche Wappen führen werden. > 

A” Hamburg, 29. Nov. [Die Zollvereinzfrage, — Zu der 
Parlamentswahl.] Der Vorſtand der Hamburger Kaufmannſchaft hat 
ſich im Einvernehmen mit dem von den bedeutendſten Geſchäftsleuten einge⸗ 
zogenen Gutachten für die Aufrechthaltung der Freihafen⸗Stellung Hamburgs 
entſchieden. — Die demokratiſche Partei der „Bürgerſchaft“ fühlte fi geſtern 
veranlaßt, die Repräſentation durch Fortgehen ſtimmunfähig zu machen Sie 
will nämlich den — 575 des Senats auf ſofortige Abgrenzung der Bezirke 
für die Parlamentswahl nicht anerkennen, ſondern proponirt in Betonung 
der vermeintlichen Verſchleppung der Parlamentsfrage abſeiten des Senats 
die Eintheilung der kleineren Wahlkreiſe nach ſtattgehabter Volkszählung. Die 
Letztere iſt bereits eingeleitet, hat aber einen ganz anderen Grund, indem fie 
auf einen Wunſch des Berliner Cabinets hinſichtlich der Ermittelung des 
Zablen⸗Umfanges der Hamburger Wehrkraft zurückzuführen iſt. 

Hannover, 28. Nov. [Die Offiziere. — Sammlung für 
die Königin.] Die hannoverſchen Offtziere haben vier höhere Ofſtziere 
als Commiſſion niedergeſetzt, welche ihre, der Unteroffiziere und der 
Mannſchaften Intereſſen bei der bevorſtehenden neuen Organiſation wah⸗ 
ren fol. Man will gleichzeitig in Berlin dahin zu wirken fi bemü- 
hen, daß den Offizieren, welche in den Ruheſtand treten wollen, höhere 
Penſionsſäte gewährt werden, als ihnen gewöhnlich zukommen würden 
und andererſeits in Wien für die Ertheilung des Abſchieds an die ehe: 


maligen hannoverſchen Offizlere thätig ſein. Die Commiſſion ſoll gleich⸗ 


falls durch ihre Thätigkeit das Vorgehen einzelner Offiziere ꝛc. zurück⸗ 
halten. — Da mit dem Schluß der Chatullkaſſe die für den Hofhalt 
der Königin Marie erforderlichen Geldmittel nur noch unter Genehmi⸗ 
gung des Gouvernements ausbezahlt werden können, die Königin aber 
hierauf nicht eingehen wird, ſo ſind in einem hieſigen Club namhafte 
Summen gezeichnet, die zur Verfügung der Königin geſtellt werden 
ſollen, für den Fall irgend welcher finanziellen Schwierigkeiten in ihrer 
Hofhaltung. Die Königin wird indeß wohl kaum in die Lage kommen, 
von dieſem Anerbieten Gebrauch machen zu müſſen. 

Leipzig, 27. Novbr. [Die Nachrichten aus Tübingen bes 
züglich des Prof. Pauli] haben in den hieſigen akademiſchen Krei⸗ 
fen eine nicht gewöhnliche Senſation erregt. Der neueſte und ſorechendſte 
Ausdruck der unter einem großen Theil der hieſigen Docenten herrſchen⸗ 
den Stimmung iſt der ſoeben gefaßte Beſchluß einer Anzahl unſerer be⸗ 
rühmteſten Profeſſoren: einen Aufruf zu Sammlungen von Beiträgen 
zur Gründung eines Fonds zu erlaſſen, mit deſſen Hilfe es möglich 
würde, dem aus ſeinem Tübinger Lehramt vertriebenen Pauli ein ſor⸗ 


genfreies Leben wenigſtens bis dahin zu verſchaffen, wo, wie mit ziem⸗ 2 


licher Sicherheit zu erwarten, demſelben ein neuer Wirkungskreis auf 
einer norddeutſchen Hochſchule ſich eröffnet. Zu dieſem Beſchluſſe haben 
ſich Männer wie Albrecht (der alte Göttinger von 1837), Ritſchl, Over⸗ 
beck, Zarncke, Brockhaus, Ludwig u. a. vereinigt, und man darf der 
Veröffentlichung des betreffenden Aufrufs mit jeder Stunde entgegen: 
ſehen. (A. A. 3.) 
Frankreich. 

* Paris, 28. November. [Zur mexicaniſchen Frage.] 
Laut emer hier eingetroffenen Privat⸗Depeſche, ſchreibt man der „K. Z.“, 
war heute Morgen das Packetboot „La Seine“ in Southampton in 
Sicht. Der gleichzeitig in Compiegne verſammelte Miniſterrath, deſſen 
Sitzung auch die Kaiſerin anwohnte, hat mithin ſchon durch telegraphiſche 
Meldungen des franzoͤſiſchen Conſuls in jener Stadt von dem Geſammt⸗ 
inhalt der Depeſchen in Kenntniß geſetzt werden können, die das ge⸗ 
nannte Schiff aus Mexico überbringen ſollte. In's Publikum iſt freilich 
von alledem noch nichts gedrungen, und auch die Regierungskreiſe hüllen 
ſich wie bisher in den weiten Mantel des Schweigens. Auf anderem 
Wege freilich iſt eine Depeſche Baza ine's im Kriegs⸗Miniſterium 
eingelaufen, welche in der That auf die Unmöglichkeit hinweiſt, Mexico 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen vor Ablauf weiterer zwei oder 
drei Monate mit ſeinem Expeditionscorps verlaſſen zu können. 
Bemerkenswerth iſt, daß in jenem Berichte zuerſt die Erwäh⸗ 
nung des Namens des mexicaniſchen Generals Mejia als desjenigen 
Mannes auftaucht, deſſen Einfluß und Tüchtigkeit ihn am paſſend⸗ 
ſten für den Platz eines künftigen mexicaniſchen Regenten — unter was 
immer für einer Staatsform — erſcheinen laſſe. Die Gerüchte, welche 
von Bazainc'ſchen Gelüſten ſprechen, ſich ſelbſt die mexicaniſche Krone 
aufzuſetzen, entbehren jeglicher Begründung. Mit dieſen officiellen An⸗ 
gaben ſtimmen andere Mittheilungen auffallend überein, welche, von 
derſelben Baſis eines längeren Verweilens der Franzoſen in jenem 
Lande ausgehend, von der ſehr gereizten Sprache zu erzählen wiſſen, 
die ſeit einiger Zeit das Cabinet von Waſhington Herrn Montholon 
gegenüber geführt habe. Je mehr man in officiöſen Regionen das 
Vorhandenſein guter Beziehungen zwiſchen den Tuilerien und dem 
Weißen Hauſe betont, je weniger man ſich ſelbſt die Mühe verdrießen 
läßt, der Meinung Cours zu ſchaffen, es ſei zwiſchen den Vereinigten 
Staaten und Frankreich bezüglich der Ordnung der mexicaniſchen An⸗ 
gelegenheiten nach der Abdankung Maximilian's ſogar bereits ein freund⸗ 
ſchaftliches Uebereinkommen geſchloſſen, deſto mehr hat man Urſache, auf 
der Hut zu ſein. 

[Zur Armee⸗Reorganiſation. — Von der Marine.] Die 
geſtrige Sitzung der Militär⸗Commiſſion war wirklich, wie ich beflimmt 
erfahre, die letzte. Der betreffende Geſetzentwurf iſt nunmehr definitiv 
feſtgeſtellt, obwohl feine Faſſung im Staatsrathe noch mancherlei, wenn 
auch nut unbedeutende Abänderungen erleiden kann. In der geſtrigen 
Zusammenkunft wurde noch einmal eingehend über zwei Punkte, die 
Höhe des jährlichen Contingents und die Exoneration vom Dienfte, ver⸗ 
handelt. Letztere ſcheint nur im Sinne einer Beurlaubung vom Dienſte 
in der activen Armee beibehalten worden zu ſein. — Der vom Ad⸗ 
miral Rigault de Genouilly gleichzeitig ausgearbeitete Plan einer Re: 
form der Organisation der yefammten Marine-Infanterie ſoll dabei die 
völlige Zuſummung des Kaſſers gefunden haben, der nur noch verlangt, 
das rorgeſchlage e Syſtem der ſchließlichen Begutachtung durch den Ad⸗ 
miralitätsrath zu unterwerfen. Dieſer Admiralitätsrath wird ſich, wie 
vorläufig beſtimmt worden, nächſten Sonnabend in Compiegne zu dieſem 
Zwecke verſammeln. 

[Vom Hofe. — Miniſterkelles.] Heute kehren die Mitglieder 
der zweiten Serie aus der kaiſerlichen Herbſtfriſche zurück. — Man 
verbreitet beunruhigende Gerüchte über den Geſundheitszuſtand der Kai⸗ 
ſerin; vielleicht will man nur dem „Veto“ die Wege ebnen, das der 
Kaifer möglicher Weiſe gegen die römiſche Pilgerfahrt noch einlegen 
könnte. — Das namentlich von clericaler Seite ausgeſprengte Gerücht, 
Rouher wolle ſich zum Premier⸗Miniſter mit ähnlichen Vollmachten 
ernennen laſſen, wie ſie dieſe Stellung in England implicirt, iſt nichts 
als ein Partei-Mandver, um den Italien freundlich geſinnten Staats⸗ 
mann beim Kaiſer als übermäßig ehrgeizig zu verdächtigen. 

a Groſ brit an nien. 

E. C. London, 28. Noobr. [Für die Londoner Reform: 


zur Verfügung ſtellen wollen und die dagegen von Lord John Manners 
als Verſammlungsplatz empfohlene Anhöhe Primroſehill behagt dem 
Comite wiederum nicht. Letzteres wandte Ah daher an Lord Ranelagh 
um die Erlaubniß, deſſen Privateigenthum, einen großen Park um 
Beaufort⸗houſe in dem Staditheile Old Brompton, zu benutzen; fie 
wurde ertheilt unter dem Vorbehalte, daß der Vorſitzende des Comite s 
ſich zur Erſatzleiſtung für etwaige gewaltſame Schädigung des Parks 
verpflichte. Es werden Karten zum Preiſe von 2 Pence ausgegeben 
und nur deren Inhaber auf den Verſammlungsort zugelaſſen. Das 
Geſuch des Comite 's, tauſend Sypeclal⸗Conſtabler zur Aufrechthaltung 
der Ordnung einſchwören zu laſſen, ift von der Regierung zurückgewie⸗ 
fen worden; doch haben Sir Richard Mayne und der Minifter des 
Innern die Zuſage gegeben, daß die Polizei beſondere Inſtructionen er⸗ 
halten werde. 

[Truppenſendungen. — Feniſches.] Wieder ſind einzelne 
Truppen⸗Abiheilungen nach Irland hinäbergeſchickt worden und unter die 
Dubliner Polizei hat die Regierung 1250 Hinterladungs⸗Gewehre ver 
theilen laſſen. Zwei Antömmlinge aus Amerika, die über Liverpool 
nach Drogheda reiſten, ſind in letzterem Hafen auf telegraphiſche An⸗ 
kündigung verhaftet worden. Auch haben die Behörden ſchon das Glück 
gehabt, die Bekanntſchaft einer feniſchen Ofſtziers⸗Uniform zu machen, 
welche ihnen nebſt drei Revolvern, einem Dolche und einem feniſchen 
Exercier⸗Reglement in einer aus Amerika angelangten und in Beſchlag 
genommenen Kiſte in die Hände gefallen iſt. Die Uniform iſt ſehr 
hübſch, von grünem Tuche mit reicher Stickerei und goldenem Kragen, 
die Mütze von grüner Seide mit einer goldenen iriſchen Harfe als 
Cocarde. 


[Mexicaniſches.] Es wird dem „Daily Telegraph“ aus Paris 5 


telegraphirt, daß der dortige Geſandte der Vereinigten Staaten von ſei⸗ 
ner Regierung ein langes chiffrirtes Telegramm erhalten hat, deſſen 
Ueberſendung 10 Stunden in Anſpruch nahm; es ſoll ſich auf die 
mexicaniſche Frage beziehen und wahrſcheinlich dem Kaiſer Napoleon ein 
endgiltige Löſung derſelben anzeigen. = 
— — sell ——————— 


Breslau, 1. Dezember. a e Geſtern Abend in der 
11. Stunde rüdte die Hauptfeuetwache nach dem Haufe Hintermarkt Nr. 2, 
woſelbſt auf dem Boden eine Tonne, in welche man friſch gebranntes Korn 
geſchüttet hatte, zum Brennen gekommen war. Von den Hausbewohnern, 
welche durch Vorübergehende geweckt worden waren, war indeſſen die größte 


Gefahr bereits beſeitigt, ſo daß die Feuerwehr nicht erſt in weitere Thätig⸗ 


keit trat. 


Breslau, 1. Dezbr. [Polizeiliches.] Geſtohlen wurden: Büttner⸗ 
ſtraße 23 ein leinenes Hemde, 3 Taſchentücher, 1 Seelenwärmer, 1 Paar 
Parchenthoſen, 2 Tiſch⸗ und 1 Taſchenmeſſer; Neue Weltgaſſe 33 ein Mann 
und 3 Frauenhemden, 7 Stück weiße Servietten, 1 blaues Tiſchtuch, drei 
Taſchentücher, 1 weißer Unterrock, 1 Crinolinen⸗Ueberzug, 3 ürzen, 
darunter 2 blaue Mannsſchürzen, 3 Kopfkiſſenbezüge und 5 Handtücher; auf 
3 Schmiedebrücke 29 eine Bohle von 18“ Länge, 13“ Breite und 
24 Stärke. 


f e f - 
Angekommen: Ihre Durchlaucht Fürſtin v. Salezerbaton, a. Kaliſch. 
v. Kis zelew, Vice⸗Gouverneur, dgl. > 


Poln. Wartenberg, 29. Nov. [Verſchiedenes.] In Folge böbes 
rer Anordnung erhalten wir doch trotz des ablehnenden Beſcheides der Stadt⸗ 
verordneten (S. Nr. 458 d. Z.) Militär und zwar ſollen binnen einigen Ta⸗ 
gen 75 Mann (Dragoner) und zum Frübjahr die anderen, noch zur vollen 
Schwadron gebörenden, hier eintreffen. Der größte Theil der Pferde ſoll in 
den Gaſthausſtällen untergebracht werden und wird dieſerhalb ſpäterhin wegen 
Mangel an nöthigem Raum wahrſcheinlich eine Kıjerne gebaut werden müſſen 
und dürfte Se. Durchlaucht Prinz Biron viel dafür der Commune, wie man 
vermuthet, beiſteuern. — Zu dem bier vacanten Bürgermeiſter⸗Poſten find 
bereits eine große Zahl von Meldungen eingelaufen und wird die Liſte am 
1. Dezember geſchloſſen. Der ſtellvertretende Bürgermeiſter Herr Feder iſt 
leider ſchon ſeit einigen Wochen genötbigt, das Zimmer zu hüten; dazu traf 
Ad das ſchmeczliche Unglück, daß ihm vorige Woche ſein jüngſtes Kind 

arb. 3 25 
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Vorträge und Vereine. 


Allgemeine Verſammlung der ſchleſiſchen . für vaterlan · 
diſche Cultur am 31. October 1866. Herr Prof. Dr. Römer hielt einen 
2 99 über arteſiſche Brunnen und den zu erwartenden Erfolg 
eine 
ſiſchen Brunnens feſtgeſtellt und der techniſche Vorgang des Bohrens erläutert. 
Demnächſt erfolgte eine Darlegung der allgemeinen geologiſchen Bedingungen 
für die Ausjübrbarkeit ſolcher Brunnen. Ju denſelben gebört das Vorhanden⸗ 
fein einer waſſerſührenden Schicht, welche ihren Waſſerzufluß aus einer böber 
gelegenen Gegend erhält, in der Tiefe und die Abſchließung dieſer Schicht von 
der Oberfläche durch die Bedeckung mit waſſerundurchlaſſender Schichten. 
Durch ausgezeichnete Beispiele, wie den Brunnen von Grenelle bei Paris, 
wurde dies näher erläutert. Der Redner ging dann weiter zur Unterſuchung 
der Frage über, in wie weit jene Bedingungen als für Breslau dor 

den angenommen werden dürfen. Durch die vor einer Reibe von Jahren auf 
dem Hofe der Küraſſier⸗Kaſerne und auf dem Oberſchleſiſchen Badnbofe nie 
dergebrachten Bohrlöcher kennt man den Boden unter Breslau dis zu einer 
Tiefe von 400 Fuß. In beiden Bohrlöchern traf man übereinſtimmend dis 
zu einer Tiefe don 100 Fuß Ablagerungen von Thon und Sand an, welche 
nach den darin vorkommenden Geſchieben nordiſcher granitiſcher Geſteine di 
Diluvium angehören. Von 100 bis 400 Fuß 1 folgen 5 
Thone von zum Theil hellen lebhaften Farben mit einzelnen e 25 1 n 
Sandſchitten und dünnen Braunkohlen⸗Flötzen. Dieſe thonigen Schichten nd 
unbedenklich dem Braunkohlen⸗Gebirge zuzurechnen. Nach den allgemeinen 
geognoſtiſchen Werbältnifien der zwiſchen dem Oderthale und dem Gebirge lie 
genden Gegend tit mit einem hohen Grade von Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, 
daß ältere Geſteine und zwar Thonſchiefer und Granit die 
unmittelbare Unterlage des Braunkohlengebirges bei Breslau 
bilden und * in einer Tiefe, welche 1000 bis 1500 Fuß in 
keinem Falle überſchreiten dürfte, möglicher Welſe aber 
auch nur 500 bis 800 Fuß betragen könnte. Auf der 0 


des Braunkoblengebirges gegen dieſe älteren Geſteine find größere Wal erdor⸗ e E 


räthe mit Wahrſcheinlichteit zu erwarten. Auch ſchon in dem Brauntoblen 
gebirge felbit könnten vielleicht genügende Waſſervortätde angetroffen werden, 
mie denn in der That mit den genannten beiden Bohrlöchern bedeutende, zum 
Theil hoch über die Mündung der Bohrlöcher aufſtelgende Aae g f = 
troffen worden find, welche, anfangs zwar trübe und veru N97 fib wahr⸗ 
ſcheinlich bald geklärt haben würden. Wenn man den ungemeinen Bot 
erwägt, welchen ein reines und geſundes Trinkwaſſer liefernder 
Brunnen für Breslau haben würde, deſſen Trinkwaſſer faſt Rn tadt⸗ 
theilen, beſonders aber, vor dem Schweidnitzer⸗Thore, ein eniſchieden durch 
faulende organiihe Stoffe verunreinigtes iſt und bei der Bodenbeſchaffenbei 
auch ſein muß, wenn man ferner erwägt, daß auch nach erfolgter ba ne 
der beabſichtigt'n Waſſerleitung das filtrirte Oderwaſſer ein gute 
bärteres Quellwaſſer als Trinkwaſſer nicht erſetzen kann, ſo er⸗ 
cheint es in hohem Grade wünſchenswerth, daß die ſtädtiſche 
Verwaltung die verhältnißmäßig unbedeutenden Koſten nicht 
ſcheuen möge, um unſerer Stadt durch die Anlage eines even⸗ 
tuell bis zu einer Tiefe von 1500 oder 2000 Fuß niederzubrin⸗ 
enden Bobrloches den für die Geſundheit und die Annehmlich⸗ 
eit der Bewohner ſo außerordentlich wichtigen Vorzug guten 
Trinkwaſſers zu verſchaffen. Bartſch, General Secretär. 


Breslau, 29. Nov. [Verein ohne Tendenz. — Vortrag über 
Freihandel und Schutz olle.] Der Redner geht von der Frageſtellung 
aus, was das Vorzüglichere für ein Volk ſei: Mangel oder Ueberfluß“ 
— Ueberfluß iſt Woblſtand und ſchon die innige Verbindung zwiſchen Wohl⸗ 
ſtand und Bildung enticheidet pt Gunſten des Ueberfluſſes. Nishtsveitowenis 

er iſt aber die Theorie des Mangels eine ſehr v te. Hort man nicht 
agen, das Ausland überſchwemmt uns mit feinen Producten, die Production 
iſt zu groß; man fürchtet alſo den Ueberfluß. Die Arbeiter haben wiederholt 
Maschinen zerſtört, weil ſie glaubten, daß zu große Production ihnen ſchade, 
fie fürchteten alſo ebenfalls den Ueberfluß. — Der Redner ging, nun zu den 
Wirkungen der Handelsfreiheit über. Vollkommene Handelsfreiheit führt 


— 


ſolchen in Breslau. Es wurde zunächſt der Begriff eines artes 


e dem 
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weſten von Deutſchland mit dem glücllichſten Erfolge ſeit längerer Zeit beſte⸗ 


in kurzen Aigen ein Bild, wie er ſich ſolche Foribildungsſchulen im Anſchlu 


2 \ 


3 das Inland wird eingeführt. Hierdurch entſteht eine Erſparniß an 


3134 


ſeien. — Eintretend in die Tagesordnung hielt der Vereinsrendant, Kaufmann 


Sr: Anſchaffung von Producten. Was das Ausland billiger hervor-] an die Elementarſchule denke und wie fie am zweckmäßigſten einzurichten 
gt a 
Aufwand. Dies 


führt entweder zur Capitalvermehrung oder vergroͤßerter 
Conſumtion von Genußmitteln. In beiden Fällen vermehrt ſich die Pro⸗ 
duction. Vergrößerte Production führt zu größerem Begehr von Arbeit und 
ſo zur e Die Behauptung der Schutzzöͤllner, daß durch die 
Handelsfreiheit eine Lohnerniedrigung herbeigeführt werde, wurde hierdurch 


widerlegt. Die Schutzzöllner fürchten, die Handelsfreiheit führe zu einer Ueber: 


chwemmung mit Producten des Auslandes und dies zum Ruin der eigenen 
n ie. So wie es aber im Intereſſe des Einzelnen liegt, den Auſwand 
mit den geringſten Mitteln zu beſtreiten, ſo liegt es auch im Intereſſe 
der Geſammtheit. Nicht rentable Handelsunternehmen werden durch die Han⸗ 
delsfreiheit unmöglich gemacht. Die durch das Verlaſſen nicht rentabler Ge⸗ 
werbszweige frei gewordenen Capitale finden eine, größeren Nutzen verſprechende 
Anwendung. — Hierbei wurde der Unterſchied zwiſchen Conſument und Pro⸗ 
ducent entwickelt. In dem Intereſſe dieſes liegt die Schutzzollwirthſchaft. Die 
Erſchwerung der Einfuhr garantirt ihm die Erhaltung feiner Industrie. Der 
Producent erzielt ſichere Gewinnſte jedoch auf Koſten des Conſumenten. Was 
der Producent gewinnt, verliert der Conſument. Daher ſind die Conſumenten 
Freibändler. Der Schaden des Producenten iſt jedoch ein imaginärer. Zu⸗ 
börberft iſt jeder Producent auch Conſument, alsdann aber findet, wie ſchon 
vorher bemerkt, das Capital des Producenten ſehr bald eine vortheilhafte An⸗ 
wendung in einem anderen Gewerbszweige. — Der Vortrag behandelte als⸗ 
dann die ſog. „Reſtriction“. Man machte die Herabſezung von Zöllen 
von denſelben Maßnahmen der anderen Regierungen abhängig. Errichten 
wir Schuszölle, fo vertheuern wir uns den Einkauf, errichtet ein anderer 
Staat Schutzzölle, jo erſchwert er uns den Verkauf. it letzteres nicht zu bes 
eitigen, fo erlangen wir wenigſtens durch die Handelsfreiheit den billigſten 
nlauf von Producten. In dem Schutzzollſyſtem des Auslandes liegt alſo 
e uns kein Grund zur Befolgung derſelben Politik. Die Schutzzöllner ber 
ülchten bei vollkommener Handelsfreiheit für das Inland eine zu große Ab: 
angigkeit vom Auslande. Was geſchieht indeß? Wir werden abhängig vom 
uslande. Das Ausland jedoch auch von uns. Dieſe Intereſſenverknüpfung 
fahrt zu größerer gegenſeitiger Ruckſichtsnahme ſchwächt den Racenbaß, und 
Be wohl behaupten, erſchwert bedeutend den Ausbruch ton Feindſelig⸗ 
keiten. Ein Riſums ergab: Das Vorzuüglichſte iſt vollkommene Han- 
delsfreiheit. In Ländern, wo dieſelbe noch nicht beſteht, iſt dieſelbe durch 
Handelsverträge anzubahnen. Die einzelnen Ausführungen waren von belräf⸗ 
ligenden Beispielen begleitet und ließen den Vortrag noch an Klarheit gewin⸗ 
nen. Eine längere Debatte, welche die Richtigkeit einzelner Punkte durch das 
Beiſpiel Oeſtexreichs und Rußlands noch mehr bervorhoben, reihte ſich an 
den Vortrag an und die Fragebeantwortung beſchloß den Abend. 
Breslau, 29. November. [Alte ſtädtiſche Wille In der 
geſteigen Männerverſammlung führte Hr. Dr. W. Groſſer die ſehr zabl⸗ 
reihe Bubdrerichaft, unter der eine ſehr große Anzahl Damen, in Breslau's 
Vergangenheit zurück und ſchilderte deſſen Buftände und das Leben feiner 
„ erAnG, por 500 Jahren in humoriſtiſcher Weiſe. Seinen Ausgangs⸗ 
punkt nahm er von dem Platze am „neuen Hauſe“, dem jetzigen Rathhaus, 
welches bereits an die Stelle des alten getreten, aber noch im Bau begriffen 
war, und zwar vom erſten Platz Breslau's, der gepflaſtert war, vom Fiſch⸗ 
markt. Dieſer, ſowie der „Salzring“ hatten ſich fait allein dieſer neuen Vers 
beſſerung zu erfreuen, indeß in den anderen Straßen hödftens Bohlen oder 
Anuppeldamme und Brücken dem Wanderer Grund boten, woran noch die 
Namen „Schub hiücke und Schmiedebrücke“ erinnern. Der Domweg wurde 
erſt 1444 gepflaſtert. Am Tuch⸗ und Leinwandhauſe herrſchte noch das 
odenloſe und boten Lachen und Pfützen den Schweinen, reſpective anderen 
erumlaufenden Beſitzthümern der Bürger willkommenen Trank und Pfühl. 
Klang der Bürgerglocke aber gab dem Gedanken des Beobachters bald 
eine andere Richtung. Er lud die Bürger der Stadt zur Bürgerverſamm⸗ 
lung. Sie erſchienen mit bis auf die Schultern fallenden Haaren, in langen 
Röcken und Mänteln ohne Aermel, boch binauf reichenden Strümpfen und 
Schnabelſchuhen, die Aermeren in hemdähnlichen Röcken, viele mit bloßen 
Füßen. In Bene Entfernung zeigten ſich auch Frauen mit Schleiern und 
änteln von Seide, Leinwand oder Wolle, gleichfalls mit 
pigen Schuhen. Aber unſere Aufmerkſamkeit bleibt auf den Zug gerichtet, 
der aus dem Rathhauſe tritt, an ſeiner Spitze den Aus reiter, deſſen Amts⸗ 
gebiet die allgemeine Sicherheit ift, hinter ihm die Herren des alten Rates; 
— beut die Uebergabe des Amts an den Neugewählten. Der neuge⸗ 
wähl e Bürgermeifter übernimmt fein Amt mit der Frage an die Bürgers 
ſchaft: Ob 15 den Geſetzen (Geboten), alten und neuen, 
und wetden nach erhaltenem Jawort dieſe, „Willküren“ genannt, nebft den 
ur Uebertretungen feſtgeſetzten „Bußen“ verleſen, welche das geſammte Ver⸗ 
ehrs⸗, Markt⸗ und Politeigebiet betreffen, wo das „Bürgerding“ Gericht 
übte. — Die eigentliche Civil: und Kriminal⸗Gerichtsbarkeit war Sache des 
königlichen Voigts. Der neue Rath wurde ſtets vom alten Rath gewählt, ſo 
daß eigentlich der Charakter des Raths und der der Wahl ganz ariſtokratiſche 
waren, woraus ſich dann die ernſteſten Reibungen mit den auſſtrebenden 
unften und Innungen entwickelten, fo 1334, wo die Tuchmacher der Neu⸗ 
adt wegen neu aufgelegten Eidgeſchoſſes, fo genannt, weil die Bürger 
bre Selbſtabſchäzung beſchwören ſollten, fi erhoben und auf ihr 
Schwert als ihr Recht verwieſen. Herzog Heinrich VI. warf den Widerſtand 
war nieder und ſtrafte, dennoch aber errangen die Gewerke ihre Vertretun 
m Rath, z. B. die Wahl von 6 Handwerksmeiſtern in demſelben. Hierau 
machte der Vortragende eingehendere Mittheilungen über den damaligen ſtäd⸗ 
tiſchen Haushalt. Die Einnahmen floſſen aus den Grundſtücken, den Ge⸗ 
werbeſteuern, den Abgaben für die Gerichtsbarkeit, welche, wenn nicht aus⸗ 
reichend, noch durch Extraſteuern ergänzt werden mußten. So betrugen fie 
im Jahre 1355 an Grundſtücken, Einkünften von en Fiſchereien, Mühlen⸗ 
weſen, Zinſen 21.200 Thlr. In ähnlicher Weiſe ſchilderte Dr. Groſſer die 
mdelsperhältniſſe, die Stellung der Reichskrämer und der eigentlichen 
aufleufe, das Stapelrecht, den Zinsfuß und, zu dem Privatleben übers 
gehend, Haus und Wohnung, Koſt und Schule jener Zeit, und theilte noch 
manche intereſſante Einzelheit über die Preiſe der einzelnen Bedürfniſſe mit. 
Schließlich ſprach Herr Hofferichter dem Vortragenden den Dank der Ge⸗ 
Üſchaft aus und empfahl dem Wohlwollen das Unternebmen der in Vorbe⸗ 


‚zeitung begriffenen Weihnachtsbeſcheerung. Den nächſten Vortrag am 11. Der 


zember bat Hr. Dr. med. Steuer zugeſagt. 


A Breslau, 27. Novbr. [Handwerker⸗Verein.] Herrn Dr. med. 
„Joſeph's Vortrag behandelte den erſten Theil des von ihm angekündigten 
2 8 „Ueber Pflege der Verwundeten“. Der Vortrag ſchloß mit der Mit⸗ 
theilung, daß Vortragender am nächſten Donnerstag über den zweiten Theil: 
„Die Wabl und 1 der für Verwundete dienlichen Nahrungsmittel“ 
ſprechen werde. — Hierauf kündigte Herr Zeichnenlehrer v. Kornatzki an, 


daß am nächſten Donnerstag die Ausſtellung der Proben der Zeichnenſchüler 


nden und er bie, Lifte für die Einzeichnung in die Unterrichtsfächer: 
choͤn⸗ und Rechtſchreiben, deutſchen Styl und Tanz ſofort auslegen werde, 
andere später; doch find zur Erdffnung eines der betreffenden Curſe mindes 
ſtens 12 Schüler erforderlich. Wegen des Unterrichts in der Buchführung 
wird wit Herrn O. Silberſtein das Nöthige verhandelt werden. Nach Er⸗ 
ledigung einiger gewerblichen Fragen und einer Mittheilung über einen merk⸗ 
würdigen Siernſcnuppenfal ergriff der Bibliothekar das Wort, um auf eine 
Frage wegen gewünſchter Verlegung der Bibliothelſtunden unter Darlegung 
der A ablehnend zu antworten ). Eine kurze Debatte betraf das 
fühere Staufinden allgemeiner Debatten, welche don mehreren Seiten ſeit 
einiger Zeit vermißt werden. Dieſelben werden ftattfinden, ſobald Stoff und 
Srtcher verbanden find, — Lindner theilte mit, daß der nächſte geſellige 
md mit Tanz Sonnabend den 8. k. M. angeſetzt ſei. 
Auch in den Stunden Früh bis 9 Uhr iſt er in Ausnahmefällen Bücher 
zu wechſeln bereit. 


5 Koſtenblut, 23. Nor. [Die fünfte diesjährige Sitzung] des 
landwirthſchaftlichen Vereines war troß der ſchlechten Wege ziemlich zahlreich 

ucht. Nach Erkffaung derſelben wurde ein Schreiben dom landwirthſchaft⸗ 
lichen Central⸗Vereine, betreffend die Vorlagen für die nächſte Sitzung des 
Central⸗Collegiums, mitgetheilt. Dem Schreiben waren 8 Fragen, deren Er⸗ 
drterung wünſchenswerth erſcheint, beigefügt und ſoll ſich jeder Verein für 
die Beantwortung dreier Fragen entſcheiden. Der hieſige hält die Beſprechun 
nachſtehender für wichtig: Sind Vorſchuß⸗ und Conſumvereine au 
unſere ländlichen Verhältniſie anwendbar? — Durch welche Mittel iſt die 
Bildung von landwirthſchaftlichen Vereinen unter den Kleinbeſitzern zu 
Frdern — Iſt die Errichtung einer Acker bauſchule Bedürfniß, eventuell 

welchem Theile der Provinz? — Die letzte Frage wurde ſehr lebhaft dis⸗ 
eutirt und allſeitig die Errichtung einer Ackerbauſchule gewünſcht; man ent 
ſchied ſich namentlich für den hieſigen oder den Liegnitzer Kreis als Mittel⸗ 
punkte der Provinz. — Zum Delegirten bei der Sitzung des Central⸗Colle⸗ 
diums wurde außer dem Vorſitzenden einſtimmig der Vereinsſchriftführer, Lehrer 
Klimke aus Frankenthal, gewählt. Derſelbe referirte kurz über die Frage: 
Sind landwirthſchaftliche Fartbildungsſchulen, wie ſie im Welten und Süds 


hen und im Nordoſten unſeres Vaterlandes feit etwa 2 Jahren errichtet find, 
in Schleſien einzuführen, eventuell unter welchen Modalitäten? — Er entwaı 1 


olge leiſten wolle? N 


Schmidt, einen Vortrag über die Frage: Sind Vorſchuß⸗ und Conſumver⸗ 
eine auf unſere landwirthſchaftlichen Verhältniſſe anwendbar? Nachdem er die 
beiden genannten auf Selbſthilfe beruhenden Vereine näher charakteriſirt, bes 
antwortete er die Frage in Bezug auf die Vorſchußvereine entſchieden 
mit Ja, ſowohl für den größeren wie den kleineren Grundbeſitzer, in Bezug 
auf die Conſumpereine mit Nein. Beide Vereine ſtehen indeß noch fo jung 
da, daß ihre bisherige Entwickelung vielleicht noch mancher Verbeſſerung be⸗ 
dürfen wird; doch ſind die Erfolge im Allgemeinen recht befriedigend zu 
nennen. 

2. Frage: Welche Erfahrungen ſind bei dem diesjährigen Zuckerrübenbau 
emacht worden? — Erdrterung derſelben in freier Discuſſion. In bieſiger 
egend find durchſchnittlich 100 bis 115 Cir. pro Morgen geerntet worden; 

ausnahmsweiſe hat Jemand von 12 Morgen 2,200 Etr. abgeliefert. Vom 
Morgen müſſen in hieſiger Gegend aber wenigſtens 150 Ctr. à 9—10 Sgr. 
gewonnen werden, wenn der Zuckerrübenbau rentabel ſein ſoll. Die Fabriken 
wollen in dieſem Jahre nicht mehr recht kaufen, weil die Zuckerpreiſe bedeu⸗ 
tend gefallen ſind. Der Zuckergewinn iſt ziemlich gut. Durch den Froſt ſind 
viele Rüben verdorben, beſonders diejenigen, welche unmittelbar nach demſel⸗ 
ben eingemietet worden ſind. Der Zuckerrübenbau in größerer Ausdehnung 
iſt nicht zu empfehlen, überhaupt wenn nicht genügend Dünger vorhanden 
iſt, abgerechnet noch etwa eintretende Calamitäten, wie der diesjährige Froſt. 
, Zum Schluß der Sitzung wurde ein in landwirthſchaftlicher Hinſicht ſehr 
intereſſantes Schreiben des königlichen Amtsrath Herrn Bormann zu Schlaup⸗ 
hof, an den Vereinsvorſitzenden gerichtet, mitgetheilt. 


Breblun I. Dez Waſſer fand.] DB. 14 F. 1 8. U.⸗PB. — F. 6 3. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


Marienwerder, 30. Novbr. Bei der heute ſtattgefundenen Nach⸗ 
wahl zum Abgeordnetenhauſe für den Marienwerder⸗Stuhmer Wahl⸗ 
kreis iſt an Stelle des ausgeſchiedenen Abgeordneten John, der Guts⸗ 
befiger Kurtius auf Altjahn gewählt worden. 

Deſſau, 30. Nov., Nachm. Se. Maj. der König, die Königlichen 
Prinzen und die übrigen hohen Gäſte wohnten heute der Jagd bei 
Moſigkau bei und find. ſoeben von dort zurückgekehrt. 
werden der König und die koͤniglichen Prinzen das Theater beſuchen 
und ſodann pr. Extrazug nach Berlin zurückkehren. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen Nachrichten. 

Paris, 30. November, Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 69, 50 
und rs wenig feſt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 88 
gemeldet. 

Schluß⸗Courſe: Zproc. Rente 69, 60. Ital. proc. Rente 55, 70. 
Zproc. Spanier —. Iproc. Spanier — Def 
406. 25. Credit⸗Mob.⸗Aktien 


Heute Abend |: 


Unter den Probin at im laufenden e die Pro reußen die 
beſte en 2 die ei md ee wie 


nachſtehend, auf einander: Weſtfalen, Schleſien, Pommern, Rheinprovinz, 


Sachſen, Poſen und Brandenburg. 

Durchſchnitt der Ernte⸗Erträge des ganzen Staates. Körner: Weizen 0,90. 
Roggen 0,81. Gerſte 0,85. Hafer 0,88. Erbſen 0,84. Buchweizen 0,89. 
Kartoffeln 0,71. Raps 0,83. Zuckerrüden 0,96. Andere Rüben und Kohl⸗ 
arten 0,95. Lupinen 0,95. — Stroh: Weizen 0,96. Roggen 1,01. Gerſte 
0,83. Hafer 0,86. Erbſen 0,86. Buchweizen 0,92. 

Die hannoverſchen Ernte⸗Erträge in den Landdroſtei⸗Bezirken Hannover, 
Hildesheim, Lüneburg und Stade nach 33 Berich en. Durchſchnitt: 
Körner: Weizen 0,82. Roggen 0,84. Gerſte 080. Hafer 0,93. Erbſen 
0,91, Kartoffeln 0,/ 1. Raps 0,83. Andere Rüben und Kohlarten 0,96. 
Lupinen 1,06. Stroh: Weizen 0,89. Roggen 1,17. Gerſte 0,79. Hafer 
0,92. Erbſen 0,95. 


Breslau, 30. November. [Wollbericht.] Im Monate November 
wurden circa 6000 Centner diverſer Gattungen, hauptſächlich Kammwollen, 
verkauft. Der Geſchäftsgang war ein ſchleppender, jedoch haben ſich die 
Preiſe behauptet. Inländiſche Tuchfabrikanten haben ſich etwas zablreicher 
als in früheren Monaten am Markte gezeigt; außerdem kauften thüringiſche 
und andere zollvereinsländiſche Kammgarnſpinner, ſowie die Breslauer 
Kammgarn⸗Spinnerei. 

Die Handelskammer. Commiſſion für Wollberichte. 


Breslauer Börſe vom 1. Dezember.] [Schluß ⸗Courſe. 1 Uhr 


Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 80 7 bez. Oeſterr. Banknoten 78% — 
bez. Schleſ. Rentenbriefe 91% bez. Schleſ. Pfandbriefe 87 Br. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 52 Br. Freiburger 142 ½ Gld. Neiſſe⸗Brieger 101% Gld. 
Oberſchleſ. Litt. A. und C. 174% Br. Wilhelmsbahn 51 bez. Opveln⸗Larne⸗ 
witzer 76 Gld. Oeſterr. Creditb.⸗Actien 58% Gld. Schleſ. Bank⸗Verein 
113½ Gld. 1860er Looſe 63 Br. Amerikaner 75 A— 74 bez. Warſchau⸗ 
Wiener 62% bez. u. Br. Minerva 30% Br. 
Breslau, 1. Dezember. Preiſe der Cerealten. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weißer. 93—99 87 83 4 Gerſte 58—60 55 50—53 
o. gelber 89-93 86 8281 Hafen 34 33 31-32 
Roggen 69-70 68 67 Erbſen 68—72 64 55—60 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten 28 zur Feſtſtellung 


der Marktpreiſe von Raps und ſen. 
Raps m an 2 
Winterrübſen. 1 1 
Ermessen rd 172 162 152 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
3 170 160 150 
Loco (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
Str. Weben. 4000 Gir, Rog Gtr Haf 
fficiell gekündigt: — Ctr. zen. . gen. — bir. Hafer. 
Ba * — Ctr. Rübdl, — Ctr. Leinöl. 40,000 Ort. Spiritus. 


Berliner Börse vom 30. November 1866. 


pr. 1823 70%, Hamburg 3 Mon. 13 Mk. 8% Sch., Wien 13 Fl. 5 Kr. 5 Told-Oourse. Risonbahn-Stamm-Astien. 
Wien, 30. Nopbr. [Abendbörſe.] Credil⸗Actien 151, 60. Nordbahn rte, Stan, Anl. 60 | 
155, 80. 1860er Looſe 80, 50. 1864er Looſe 73, 10. Oeſterr.⸗Franzöſiſche | Dividende pro 1864 iges Bi 
Staatsbahn 204. 20, Galizier 220, 00, Czernowitzer 184, 50, Credit» Aachen-Mastrich| — | -- j# mas 
ER e 
Frankfurt a. M. 30. Novbr., Nachm. 2 Ubr 30 M. (Bribatbertehr.) gab ui | 48 >14 Ares den 
Schluß⸗Courſe. Preuß. Caſſenſcheine 105. Berliner Wechſel 105 Br. Berlin-Görlite...] — | — e en 
Hamburger Wechſel 88%. Londoner Wechſel 118%. Pariſer Wechſ I 94%. te St-Brior| = | — 15 ai be 
Wiener Wechsel 91%. Finnländ. Anleihe —. Neue 4% Finnländ. Pfand⸗ Gau le id 18 1810. Du. 
iefe —. 6% Verein. St⸗Anl. pro 1882 74%. Deftert. Bantantheile 655. | Sram. Borlin-Ste % = & fiese ba 
Deſterr. Credit⸗Actien 137%. Darmſt. Bank⸗Actien —. Meininger Credit⸗ Böhm. Westb, 1 8 4 6. 25 
Actien — Oeſterreich.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. Oeſterr. Cliſab n 
101% Br. Böhm, We ſtbahn — Rhein⸗Nahebahn — Ludwigsbafen⸗B b: Oosel-Oderberg .| M N, |# 2 ba. 
151% Br. Heſſiſche Ludwigsbahn 130% Br. Darmitädter ettelbant — . 43 e a B. 
1854er Looſe 57%. 1860 r ſe 63. 1 Looſe 68%. adiſche Looſe Vc Padetesb, 9 2 4 166 b 
51%. Kurheſſiſche Looſe 54%. Baieriſche Prämien⸗Anleihe 95%. Oeſterr. ICudwigsh. Bexb. % 12 752 B 
Ae 50%. 5% Metall — 4% Metalliues — 4% b Len | 2 197 br 
alliques —. 1 Lud nn — 4 lei d. 
Hamburg, 30. Nov., Rahm. 2 Uhr 30 Min. Fonds feſt, Nordbahn ſtei⸗ Mecklenburger .| 31, | ® 2 76% ba, 
gend. Valuten angenehm. Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 51%. Oeſterr. jMeisee-Brieger 4 * j — 
Credit⸗Actien 57%, eſterr. 1860er Lorie 62 . ericaner —. Vereins- Niedrschi Zweb.| 4 1 2 u Is Dl. 
ban 110%. Norddeutſche Bank 120%. RMbeiniſche 116. Nordbahn 79%. ey 78% da. |Nordb.Fr..W 1% —, 14,179 4 80% Da 
Altona Filer al e 187%, neue 131%. Finnländifche Anleihe 82%. 1864er| 'dkr #80. IPolmBkn — _- JOberschion. . g 28 = 
Ruſſ. Prämien⸗Anleibe 85%. 1866.r Aufl. Prämien⸗Anleihe 80. 6pCt. Ausländische Fonda. ae . 410 , n d be. 
Verein. Staoten-Anleibe pr. 1882 68%, Disconto 3 . Wien 98, 50 not., Oesterr. Metalliquesi® 45 B. Dostr-Fr, . | 8 1068 K da 
98 bez. Petersburg 27 ½ not., 27% bez. 5 dito Nat-Anl. . 6 51 l. be. Dont. en . 17 1108 105 dz. 
Hamburg, 30. Rovbr. [Getrerbemarkt.“ Weizen loco flau, billiger,, dito e 4 8, n — 4 1775 ba. 
ab auswärts file. Pr. Nobbr.»Dezbr. 5400 Pfd. netto 147 Bancrthaler Br., d ger T ade. dito Stamm-Pr.| n f | _ = — 
146 Gld., pr. Dez.⸗Januar 144 Br., 143 Old. Rogger loco ruhig, ab] dite Misenb.-L..i— |euetw bu. N de 03 1 726 be, 
Königsberg pr. April⸗Mai 82—83 bez, zu 83—84 am Markte, pr. Robbr.s | ge, Fuel Af. e 40 7, * 10 — 55 b AN ba. 
Dezbr. 5000 Pfd. Brutto 89 Br, 88 Gld., pr. Dezbr.⸗Jan. 89 Br., 88 Gld.] dite Hell. Anl. 18645 e 8 Warschau Werl un, — |5 en ds 
Del loco geſchaftslos, pr. Mai 27%. Kaffee feſter Markt, doch ruhig. dito voin Sch. 051.4 |63 br. 
Zink 1 Ctr. Frühjahr 14%, ſehr feſte 3 Kaltes Wetter. . => — bz 
gg 30. Nopbr. Petroleum, raff. Type, weiß, 57% Fres.. % 4 300 997% ba Bank- und Industris-Papier.. 
er o. Kurkhesg. 40 Thlr. Obl.— 4 B 2 m 
3 Liverpool, 30. Novbr., Mittags. Baumwolle: 10,000 Ballen Umſatz.] Soden. 36 Fl. Loose. 25 8. n e | *%h : I > 
Beſſere Nachfrage. Wochenumſatz 72,110, zum Export verfauft 13,260, wirt; | merikan- ft-Aul . e 76% 4 % be gremer Bank. * . 1 „ 
lich exportirt 13,435, Conſum 51,000, Vorrath 578,000 Ballen. Middling] Eisexbabn-Prierltäts-Aotien. |Danaieır Main! a 97 4338 
amerikaniſche 14, middling Orleans 14%, ur Dhollerah 10%, good middling . Er 6. Gerser Bank. 8 5 4 174% @ 
fair Dhollerah 10%, midd ing Dbolleran 10, Bengal 7%. 2 rn ge een 5 7 1 4 15 Re: 
[Die ErntesErträge des Jahres 1866 in der preußiſchen a ur 4% 38 8• R 
Monarchie] mit Ausſchluß der neuerworbenen Landestheile. Das landwirth⸗ dito m OL be ER . — B. de u ee BE 
ee lg rin macht dieſelben, zuſammengeſtellt aus 500 Berichten, u 2 ss 3 Luxemburger. 5 1 its 1 In 2 
in Folgendem bekannt: 455 4 eburger o 1 004 . 
ER e der politiſchen Ereigniſſe des verfloſſenen Sommers und ber 4440 IV. 1 4 * ba Aether N — 1 2% 0 ba. 
durch die Berbiritung ber Cholera-Epidemie eingetretenen Störungen ift bie] __dite aa e rbariager Dank] 4 4 7 c 
Zahl der Über das Gente Ergebniß des laufenden Jahres eingegangenen Be⸗ %% DIN) nn Weimar „ 7 e 78. j84 
richte geringer geweſen als im vorigen Jahre und auf 500 beidränk, Dies | war bee K ares. — 5 I, * 
ſelbe reicht aber hin, um ein richtiges Bild des Ernteausfalles in allen Theſlen] eser Es 8 u 1 iin 
des Staates fte. ſeinem Umfange, wie er bei Beginn des Jahres vorhanden 410 ms , G. |Darmstädter „ 6 6½ 4 1 15 
war, zu gewähren. f 5 to 4% 6. Densanar PR Fr Se 
Die ſtarken Nachtfröſte im Monat Mai und die anhaltende Naͤſſe in den] Kdscht, e on @. Dan Os ga h i, 1 er 2. 
Monaten Juli und Auguft And dem Gedeihen der Feldfrüchte ſehr nachtheilig“ dito . „ — a Br 
geworden und haben insbeſondere auf die Roggen⸗ und Kartoffelernte ungünftig Ao 4 88 C e- * ie 917 ir. ba. 
eingewirkt; dennoch iſt aber das Geſammtergebniß der Ernte ein weit beſſeres a D 4. 188 b — 1 4 Pass 
als im vorigen Jahre und zwar ſowohl im Körnerertrage als namentlich in an — 2 * . — IBobl. Bank-Ver. 1% % 4 3% m. 
bee ge das feiner Duattiät al gu in Bil Örgenden fopar| e ee, e, ee „ 1 lin 
welches zugleich nach ſeiner Qualität als gut, in vielen ö es b. . , 1224 @. 1 21 bs. 
als „ bezeichnet wird, obwohl ſeine Werbung oft nicht unter — E "v.Eisen;ät. 6% * 5 bz 
alice en ee = ek ben 1505 ud 1806 in bi Sn a 
Bei einer ſpecicllen Vergleichung der Ernten von 186: ; obbr. Degen deo 79—83pfd. 56% —57 
letztere, wie ſich aus der Gegenüberſtellung der Procente einer Mittelernte 40 8 5 Rost 159 912 lr. en Pitt 108 —— 
ergiebt, in folgenden Früchten eine wclche ge: 1865 job 16 — , M bet bed. 16— 1 — 7 Thlr. vu; — und 
8 : 1 ig ez.⸗Jan. 16% — r. bez. und Gld., % Thlr. Br., Yanzebr. 16% 
Sede 5 HIEBR 988 975 Tolr. bez., Ay Dei 164 — Thlr. bey, Mal⸗Juni 17— 4 Thlr. bez. 
TEE e N 
F 5 92 © Breslau, 1. Dezember. Wind: Weit. Wetter: trübe. Thermomet x 
nee Kohlarten 925 Re 1 Grad Kalte. Bei ruhigem Geſchäftsverkehr und — Ans 
56522222 ½ũ0% ner nenne ® 0,93 0,67 Wei en preishaltend, pr. 70 Pfd. ſchleſiſcher weißer — 99 Sgr. 
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